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Die Steuererlaßvorlage im Herrenhauſe. 

Unſer Berliner —,Correſpondent ſchreibt: 

Das Schickſal des dauernden Steuererlaſſes im Herrenhauſe iſt 
noch nicht entſchieden, trotz der eindringlichen Rede, welche Fürft Bis: 
marck heute an ſeine alten Freunde gehalten hat und trotz der ja doch 
immerhin eigenthümlichen Verſicherung, daß ja nicht das Abgeordneten⸗ 
haus, ſondern die Regierung mit dem Abgeordnetenhauſe den dauern⸗ 
den Steuererlaß vorgeſchlagen habe. Auffällig bemerkt wurde allge⸗ 


mein in parlamentariſchen Kreiſen, daß ſich Fürſt Bismarck heute in h 


einen ſtarken Widerſpruch mit der Rede brachte, die er im Abgeord⸗ 
netenhaus gehalten hat. Dort erklärte er bekanntlich, er werde nicht 
von ſeinem Platze weichen, während er heute im Herrenhauſe zu ver⸗ 
fiehen gab, er müſſe feinen Gegnern, die ihn hindern, feine Steuer⸗ 
reform durchzuführen, überlaſſen, ihrerfeitd andere Wege zu ſuchen. — 
Mit Spannung ſieht man der morgenden Fortſetzung der Debatte 
entgegen, in welcher, wie man hört, der frühere Finanzminister Camp: 
bauen feinen Standpunkt gegenüber dem Steuererlaß zu entwickeln 
gedenkt. 


Ludwig Bamberger und die Gegner der Seceffion. 

Der vierten Auflage der Broſchüre: „Die Seceſſion“ hat 
Ludwig Bamberger ein Vorwort mitgegeben, in welchem er unter 
Anderem ſagt: : 

„Unvermeidlicher Weiſe mußten Bekenntniſſe, die von Vielen mit Wobl⸗ 
efallen begrüßt wurden, Anderen um ſo weniger zuſagen. Wo es ſich um 
treitfragen, und gar um politiſche handelt, verſteht ſich das von ſelbſt. 

Doch wer ſich darauf beſchranken wollte, die Bedenken nur ver völlig Un⸗ 
bejangenen zu zerſtreuen, fände nicht viel zu thun. Zu wenige ſteben in 
der Mitte zwiſchen Denen, die man nicht erſt zu überzeugen braucht, und 
Denen, die man nicht überzeugen kann! Und dieſe kleine Zahl entzieht ſich 
noch der Wahrnehmung dadurch, daß gerade fie am wenigſten ſich vor⸗ 


drängt! So muß, wer Anfechtungen Rede ſtehen will, ſich ſchon bequemen, 


auf Die zu hören, die nicht ſowohl als Richter, wie als Kläger erſcheinen; 
aber es bleibt ihm dabei um jo mehr das Recht, unter dieſen Gegnern eine 
Auswahl zu treffen. Wozu ſich mit Leuten befaſſen, deren Geſchäft ein für 
allemal iſt, einen Jeden der Hölle zu überliefern, der ſich überhaupt unter: 
ebi zu widerſprechen; deren Parole lautet: e und gr um 
o beitiger draufſchlagen, je mehr der Widerſprechende ſich durch Maßhalten 
und Billigkeit Gebör zu derſchaffen im Stande wäre? Gelingt ihnen auch 
nicht, Alles, was ſich regt, durch die erſte Kanonade niederzuwerfen, fo 
bleibt für ihren Zweck doch immer ſo viel gewonnen, daß das Publikum 
betäubt und der Angegriffene in ſeinen Erwartungen auf Br Gehör 
möglichſt tief berabgeſtimmt wird. Wie klug berechnet und praktiſch wirkſam 
dieſe Metbode ift, kann Jeder an ſich ſelbſt erfahren. Freut man ſich doch 
ſchon, mit Gegnern zuſammenzuſtoßen, welche nicht ganz blind dreinſchlagen. 
Und ſolchen Gegnern beſſerer Art mögen die wenigen dier nachfolgenden 
Bemerkungen gewidmet ſein. Einige haben gerügt, daß trotz aller Be: 
mübung, dem Genius und den Verdienſten des leitenden Staatsmannes 
gerecht zu werden, doch ein nicht geringer Grad perſönlicher Antipathie 
zwiſchen den Zeilen der Schrift durchblicke. Dieſe falſche Auffaſſung ent⸗ 
ſpringt wohl aus dem kindlichen Verhältniß, in welchem die meiſten Menſchen 
bei uns noch m Politik ſtehen, ein Verhältniß, das um fo ſchlimmer wirkt, 
als der Eine Mann, um den ſich Alles dreht, von dieſer Kindlichken jo gar 
nichts an ſich hat. W. 
Gegner nicht gerecht ſein darf, ſo lange er mit ihm ſtreitet, halten Jene es 
ſogar für unſtatibaft, daß ſeine Handlungen und Entwürfe nach ihrem 
inneren Werth und ihrer Zutraglichteit objectiv geprüft werden, meinen 
vielmebr, daß denſelben um ibres Autors willen von vornherein ein unbe⸗ 
ſchränkter Credit einzuräumen ſei. Eben dadurch, daß Einſpruch gegen 
aßregeln ſofort als Act der Feindſeligkeit gegen die Perſon aufgefaßt 
wird, ſind wir jo verhängnißvoll tief in das perſönliche Regiment hinein: 
gerathen. Auch wo man erwarten ſollte, die Dinge felbit ſchlechterdings 
nach ihrem Inhalte gewürdigt zu ſehen, wird ſchließlich immer wieder an 
das perſönliche Zartgefühl appellirt, daß auf Gegenſeitigkeit bier weniger 
als irgendwo in der Welt ſich Rechnung machen darf. Weit entfernt, den 
Vorwurf perſonlicher Verſtimmtheit in irgend welchem Maße als begründet 
anzuerkennen, behauptet der Verfaſſer: in feinem anderen Lande der Welt 
wäre eine jo unbefangene Behandlung gegneriſcher Politik denkbar, wie fie 
in dieſer Schrift die Politik des Kanzlers erfabren bat. In Landern, in 
welchen die den Machthabern gegenüberſtehenden Parteien zu ebenbürtiger 
Kampfſtellung gereift find, wird eine nach allen Seiten gerecht a5. e 
Kritik eben 0 wenig von der Oppoſition gegen die berrſchende Macht 
geübt, wie ſolche jetzt bei uus zur Abwehr und Unterdrückung gegen die 
Oppoſition geübt wird. Das liegt in der Natur der Sache. Kampf iſt 
Kampf, und nicht Gerechtigkeit, ſondern nur galante Waffen kann man 
von einem guten Kampfe erwarten. Würden nur ſolche Waffen bei uns 
dermalen nicht jo ganz ſyſtematiſch verſchmäht, fo ftände gar Vieles beſſer. 
Nur weil es immer räthlich iſt, auch die kleinen Vortheile zu genießen, 
welche mit großen Nachtbeilen verbunden find, darf bei uns ſich die Oppo⸗ 
fition noch zur Aufgabe machen, den ihr gegenüberſtehenden Miniſter menſch⸗ 
lich frei und gerecht anzuerkennen, wie es bier in vollem Maße geſchehen 
iſt. Denn wo die Erfolge aller Oppoſition doch von vornherein auf ein 
geringes Maß beſchränkt ſind, darf man ſich der kleinen und großen Un⸗ 
. keiten entſchlagen, welche bei einem nicht ausſichtsloſen Kampf zu 
arter Rothwendigkeit werden können. Auf Eines allerdings kann man 
vernünftiger Weiſe nicht verzichten, namlich Verdienſt und Verantwortlichkeit 
ungetrennt an derſelben Quelle zu ſuchen. So viel auch ſchon über die 
beilung der Gewalten im Staat geſagt worden ift, das bat doch noch 
Niemand zu bebaupten gewagt, daß dem einen Theil alles Gute, und dem 
andern Theile alles Böſe, was da geſchieht, angerechnet werden müſſe. Wer 
fe, viel Macht ausübt, wie Fürſt Bismarck, muß da, wo über jo viel Un: 
in e geklagt wird, feine Portion davon auf ſich nehmen, und wenn er 
im Laufe der Zeit ſeine Macht immer ſtärker und ausſchließ licher gebraucht 
bat, während nach allgemeiner und auch feiner eigenen Ausſage jo Manches 
wieder zurügegangen ist, jo liegt doch nichts näber, als den Bujammen ng 
zwischen feinem Regiment und den beklagten Erfheinungen zu ſuchen. Aber 
augen darf man auch nicht fo blind fein, ihm nun wieder Alles aufn 
ürden, was ſchief geht. Die nachfolgende Schrift bat die größte Sorgfalt 
darauf berwendel, zu ertlären, welche Schwierigkeiten dem Staats künſtler 
zus der fpröden Natur des nationalen Stoffes erwuchſen, den er zu bilden 
batte, aber fie durfle darum nicht überjeben, daß der Künftler allgemach 
auch feine eigenen Febler dem Stoff aufgeprägt bal. Es wäre ſchließlich 
— 1 berg erwurf perſönlich feindlicher Haltung gegen den Kanzler 
mit 9 — Fe Ernſt zurüdzumeifen. Denn augenſcheinlich ift einem 
ſolchen Vorwurf eine gemiile Doſis Sarkasmus beigemiſcht. In der That 
würde ja ein gewöhnlicher Sterblicher, welcher ſich wie ein perſönlicher 
Gegner N Mannes der Welt gederdele, die Ironie deraus⸗ 
fordern. Aber e * 8 iſt es mit der Gleichberechtigung des Urtheils, 
welches leinesweg 1 die Machiſtellung des Urtdeilenden bedingt ilt, ja 
gerade das beſon 9 4 15 des Schwächeren gegen den Stärkeren aus⸗ 
macht. Freilich wird ſachlide Kritit am wenigſten verziehen, wenn man fie 
nicht aus Boreingenommenbeiß berleiten kann, und man vergiebt zehn Mal 
leichter einem alten Feind als einem alten Anhänger. Mit beſonderer Energie 
iſt der Vorwurf einer planmäßig betriebenen Reaction zurückgewieſen wor: 
den. Daß fie planmäßig gemacht fei, ist aber dier nirgends geſagt. Im 
Gegentbeil könnte man eher das Planloſe angedeutet finden. Die falſche 
legung verwechſelt zwiſchen Geplantem und Unvermeidlichem. Alles, 
was feit 1876 geſchah, bat mit Nothwendigkeit zur Reaction geführt. Aber, 
ob ungewollt oder wider Willen, die Reaction ift nicht minder da. Das Ent: 
ſcheidende war, daß damals mit der beſonnenen, zu Fuße gebenden Staats: 
dragmant gebrochen und dem Verlangen Derer nachgegeben wurde, welche ſich 


äbrend er ſich klar bewußt iſt, daß er einem politiſchen |, 


b 


Zweiundſechszigſter Jahrgang. — Eduard Trewendt Zeitungs ⸗Verlag. 


berandrängten, einen großen Reformator der deutſchen Wirthſchaft auszurufen 
und ihn aufs bohe Roß der wunderthätigen Geſetzgebung zu beden. Der 
großſprecheriſche Lärm, unter welchem jene Verkündigungen aufgetreten find, 
ift ſeudem immer mehr ermuntert, immer lauter, immer wirkſamer; er iſt 
— Signatur unſerer öffentlichen dan de geworden, weil der Lenker des 

eiches nicht jenen Verheißungen fein Ohr verſchloſſen, weil er ihre Hilfs⸗ 
leiſtung angenommen bat. Aber, beißt es dann, was ſoll er thun, der Un: 
glückliche? Er hat ja keine Mehrheit und muß jeden Wind benutzen, woher 
er auch blaſe, um das Staatsſchiff vorwärts zu bringen. Freilich bat er 
keine Mehrheit binter ſich. Aber konnte er keine haben? Wollte er eine 
aben? Iſt nicht vielleicht die Quinteſſenz aller Staatskunſt darauf ver⸗ 
wendet worden, um das nicht zu bekommen, was ziemlich leicht zu haben 
war? Jede deutſche Regierung, mit wenigen Ausnahmen, kann eine frei⸗ 
ſinnige Mehrheit haben, wenn fie nur will, und der Mann, der alle deut: 
ſchen Regierungen an einem Faden lenkt, ſollte das nicht zu Stande brin⸗ 
gen können? Weil er Mehrheiten von Fall zu Fall und nie eine Mehrheit 
auf die Dauer haben wollte, hat er jeden Wind genommen, den er in ſein 
Segel faſſen konnte, aber freilich vorwärts haben weder die conträren Winde, 
noch das ſie benutzende Segel das Staatsſchiff gebracht. Wenn nun ein⸗ 
mal das Alles ſich jo verhält, wozu, fragt man, dann Euer Widerſtand? 
Ibr könnt ja doch den Kanzler nicht befeitigen! Zugegeben! und die Frage, 
ob man ihn beſeitigen wolle? wird dadurch zu einer müßigen. Aber wird 
nicht gerade darum die Pflicht zur Verhinderung aller uns als falſch er⸗ 
ſcheinenden Maßnabmen, zur Vertheidigung aller uns für bewährt gelten: 
den Einrichtungen eine um fo ſtärkere? Iſt auch jeder Widerſtand gegen 
das, was uns vom Uebel ſcheint, durchaus vergeblich, ja ſogar verderblich? 
Und ſollen wir der Gegenwart und Zukunft dadurch walten, daß wir, fo 
wie die Kritik ibre Stimme erheben will, ihr in die Rede fallen mit dem 
begeiſterten Ruf: „Auf nach dem Capitol und laſſet uns den Göttern dan» 
ken für die großen Thaten des Fürſten Bismarck!“ — Wenn er einmal ange⸗ 
klagt werden ſollte, weil er das Deutſche Reich gegründet bat, jo wollen wir 
jenem Rufe folgen, wollen Alle mit auf's Capitol geben. Wenn er aber uns 
Entwürfe bringt, wie wir Haus und Hof im Reich beftellen ſollen, jo wünſchen 
wir unferen Widerſpruch erheben und begründen zu dürfen, und zwar mit 
einer Lebhaftigkeit, die eine gute Sache verdient und ein ſtarker Gegner nöthig 
macht. Sogar das bat man — um noch ein Letztes und Geringfügiges zu 
erwähnen — dem Verfaſſer verdenken wollen, daß er ſich nicht von Anfang 
an auf dem Titelblatt genannt hat. Wer nicht auf Autorität, ſondern nur 
auf gute Gründe Anſpruch erhebt, hat nicht die Pflicht, ſondern nur einfach 
das Recht, dem Publikum feinen Namen zu nennen. Das ift ein Bene⸗ 
ficium, auf das jeder Autor verzichten und das man ihm ſicherlich nicht 
aufzwingen kann. Die Anonymität ſollte bier gerade in ſeinem Sinne 
einzig und allein bedeuten: wenn dieſe Auffaſſung und Beweisführung 
etwas werth iſt, fo wird fie ſich allein ihren Platz an der Sonne erobern. 
Nachdem dieſe Probe gemacht ift, hat der Autor nicht den geringften 
ſem sont ein Geheimniß zu bewahren, welches nie eins war und nie eins 
ein ſollte. 


Berlin, Ende Januar 1881. Ludwig Bamberger. 


Deutſchland. 


ativen die 
vorigen Seſſion (Graf Arnim, von Franckenſtein und Ackermann) durch 
Acclamation; gegen dieſe Abweichung von der Geſchäftsordnung erhebt aber 
ürſt Hohenlobe⸗Langenburg Einſpruch und der Wahlact muß in aller 
orm dollzogen werden. Graf Arnim⸗Boitzenburg, der der Sitzung des 
errenhauſes beigewohnt und dort mit dem Reichskanzler Rücksprache ge: 
nommen batte, it im Saal nicht anweſend. 

Bei der Wahl des erſten Präſidenten werden 274 Stimmzettel ab» 
gegeben, davon find 31, von der Fortſchrittspartei und Seceſſioniſten ber 
rührend, unbeſchrieben, es bleiben alſo 243 giltige Stimmen, abſolute Ma⸗ 
jorität 122. Davon haben erbalten: Gral ArnimsBoigenbnrg 147, 
v. Seydewitz 91 (fait ausſchließlich vom Centrum, Polen und Elſäſſern), 
v. Franckenſtein 3, v. Heereman und v. Adelebſen je 1. Graf Arnim iſt 
alſo gewählt. Seine Erklärung, ob er die Wahl anzunehmen Willens ſei, 
wird nachgeſucht werden. j f 

Unter dem Vorſitz des zweiten Vicepräſidenten Herrn Ackermann er⸗ 
folgt die Wahl des erſten Vicepräſidenten. Von 270 Stimmzetteln 
find wiederum 11 unbeſchrieben, bleiben 254 giltige Stimmen, abſolute Ma⸗ 
jorität 128, davon haben erbalten v. Franckenſtein 149 (Beifall im 
Centrum), Dr. Stephani 101, v. Benda 4. Der Abg. v. Franckenſtein iſt 
ſomit gewählt, nimmt die Wahl mit Dank für das ihm bewieſene Vertrauen 
an und leitet die nächſtfolgende Wahl des zweiten Vicepräfidenten. 

Bei derſelben werden abgegeben 256 u 77 ſind unbeſchrieben, 
alſo ungiltig; die abſolute Majorität beträgt 90. Es haben erhalten Ab: 
geordneter Ackermann 172, v. Benda 3, Dr. v. Schauß 1, Dr. Stephani 1, 
b. Hafenbrädl 1, Heckmann⸗Stintzy 1 Stimme. Abgeordneter Ackermann ift 
ſomit zum zweiten Vicepräſidenten gewählt und nimmt die auf ihn ge⸗ 
fallene Wahl dankend an. Auf Antrag des Abg. Windthorſt vertagt ſich 
nunmehr das Haus bis Donnerstag 1 Uhr (weitere Wahl des Bureaur, 
allgemeine Rechnung des Staatshaushalts für 1876/77). Schluß 6 Uhr. 


0. C. Landtags Verhandlungen. 
63. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 16. Februar. 
11 Uhr: Am Miniſtertiſch: von Puitkamer und mehrere Regierungs⸗ 


Commiſſarien. 

Auf der U e ſtebt zunachſt ein Petition des Magiſtrats zu 
Kolberg, welcher eine dification des Regulativs der Berliner Charité 
in dem Sinne beantragt, daß die Verwaltung der letzteren nicht mehr be: 
rechtigt ſein ſoll, die Kur⸗ und Verpflegungskoſten für die in der Charité 
. anken ohne Weiteres von den Heimathgemeinden der Kranken 

Die Commiſſion ſchlägt vor, über die Petition zur Tagesordnung über: 


zugeden. 

Die Abgg. Thilenius und Bobs, ſowie der Regierungs⸗Commiſſar 
Geh. Rath Beinert befürworteten dieſen Antrag lebhaft. Dagegen be⸗ 
antragte Abg. Delius, die Petition der 8 zur Berückſichti⸗ 

u. au sr 0 Das Haus trat dieſem Antrage mit 136 gegen 132 
mmen bei. 

Eine Petition des Berliner Magiſtrats betrifft die Erhöhung der Hunde⸗ 
ſteuet. Die unverdältnißmaßtge Vermehrung der Hunde und die daraus 
entſtehenden vielfachen Beläftigungen des Publikums haben dem Magiſtrat 
ſchon ſeit langer Zeit die Erhöhung des Steuerſatzes von 9 Mark auf 15 
Mark als ein dringendes Bedürfniß erſcheinen laſſen, die Regierung balt 
eine ſolche Erhöhung jedoch nicht für zuläſſig, jo lange die Allerhöchſte 
Ordre vom 29. April 1829 nicht aufgehoben iſt, welche die Hundeſteuer im 
Maximum auf 3 Thaler normirt. Die Commiſſion bat ſich der Auffaſſung 
der Regierung, daß die genannte Ordre den Charakter eines Specialgeſetzes 
trage, angeſchloſſen und beantragt deshalb Uebergang zur Tagesordnung. 

Abg. Müller (Frankfurt) weiſt auf das dringende Bedürfniß einer 
Aenderung des beſtehenden Zustandes hin und beantragt, die Petition des 
Berliner Magiſtrats der Staatsregierung zur Berückſichtigung in dem Sinne 
zu überweiſen, daß dieſelbe aufgefordert werde, dem Landtage in der nächſten 
Seſſion ein Specialgeſetz vorzulegen, welcher die Ordre vom 29. April 1829 


bt. 
* Negierung⸗Commiſſar Geh. Rath Herrfurth erkennt das Bedürfniß 


eitung. 


Expedition: 
Unftalten Be 


errenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
—— auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 17. Februar 1881. 


einer Aenderung an, hält es aber für zweifelhaft, ob die Regierung in der 

nächſten Seſſion das verlangte Specialgeſetz vorlegen könne, da daſſelbe 

150 einen größeren Umfang erhalten müſſe, als der Vorredner zu glauben 
eine. 

Abg. Virchow betont gleichfalls das Bedürfniß einer Erhöhung der 6 
Hundeſteuer und weiſt namentlich auf die bedenkliche Ausdehnung bin, die = 
die Verbreitung der Tollwuth in der letzten Zeit gewonnen habe. enn f 
die Regierung gleichfalls die Nothwendigkeit einer Aenderung anerlenne, jo 
ſei es unbegreiflich, weshalb ſie nicht ſofort bereit ſei, eine geſetzliche Regelung 
der Frage eintreten zu laſſen. . 

Das Haus nimmt hierauf den Antrag des Abg. Müller mit großer 
Majorität an. 

Es folgt die Berathung der vom Abg. Zelle beantragten Novelle zu 
dem Geſetz, betreffend die Unterbringung verwahrloſter Kinder. 5 

Der Antrag lautet: g 

Art. I. Der §7 des Geſetzes, betreffend die Unterbringung verwahrloſter 1 
Kinder, vom 13. März 1878 erhält nachſtehenden Zuſatzz 3 

Wenn der Sitz des beſchließenden Vormundſchaftsgerichtes außerhalb a 
des Communalverbandes belegen ift, in welchem das unterzubringende 
Kind ſich zu der Zeit aufgehalten hat, wo das Verfabren wegen ſeiner 
Unterbringung eingeleitet wurde, ſo iſt nicht der Communalverband, in 
deſſen Gebiete das beſchließende . feinen Sitz hat, 
zur Unterbringung verpflichtet, ſondern derjenige Tommunalverband, in 
deſſen * das Verfahren zum Behufe der Unterbringung eingeleitet 
worden iſt. * 

Art. II. Hat in den Fällen des Artikel I bereits eine Beſchlußfaſſung 
ſtattgefunden, fo fallen die Koſten der Unterbringung von dem Tage ab, 
an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, demjenigen Communalverbande zur 
Laſt, der nach Artikel I zur Unterbringung verpflichtet iſt. h 

Abg. Brüel empfiehlt in Gemeinſchaft mit dem * Prinz Handierp, 3 
dem Artikel I folgende Faſſung zu geben: „Hat das beſchließende Gericht 
ſeinen Sitz außerhalb feines Gerichtsbezirks, ſo liegt die Verpflichtung dem⸗ a 
jenigen Communalberbande ob, in deſſen Gebiete der Gerichtsbezirk belegen 
iſt; gebört der Gerichtsbezirk zum Gebiete verſchiedener Communalperbände, 
ſo liegt die Verpflichtung demjenigen Communalperbande ob, innerhalb 
dee = Ort liegt, als deſſen Vormundſchaftsgericht das Gericht Beſchluß 

efaßt hat.“ 

; Abg. Zelle erklärt fi mit dieſer Modification einverſtanden, und nach⸗ 

dem auch Geh. Rath Illing im Namen der Regierung dem Antrage zu⸗ a 
geſtimmt bat, wird derſelbe einſtimmig angenommen. g j 

Das Haus tritt hierauf in die ar des Antrages Windthorſt 4 
wegen Aufhebung des Geſetzes über die Einſtellung der Leiſtungen aus 0 
Staatsmitieln für die römiſch⸗katboliſchen Bistdümer und Geiſtlichen. | 

Abg. Windthorſt: Mein heutiger Antrag hat nicht die Bedeutung 
meines früheren, der die Spendung der Sacramente und das Leſen der 4 

| 
| 


Meſſe betraf, bei dem es fih um die böchſten, überhaupt denkbaren Güter 
bandelte. Durch die Ablehnung deſſelben iſt feſtgeſtellt worden, daß es 
für die Katboliken in Preußen eine freie Religionsübung nicht giebt. Der 5 
Regierung muß hierfür die Schuld beigemeſſen werden, einer a 
die conferbatib fein will. In meinem beutigen Antrage handelt es fi 
nicht um das bimmliſche, ſondern um das leibliche Brot; trotzdem bat er 
eine enorm weittragende Bedeutung, nämlich zu unterſuchen, ob die Mittel, 
welche in dieſem Geſetze gebraucht werden, um gewiſſe politiſche Zwecke zu 
erreichen, überhaupt zuläſſig find. Große Illuſionen über die rg 
Hauſes ſowohl wie der Staatsregierung mache ich mir freilich nicht. Unſer 
Streben für die Freiheit der Kirche und der Religionsübung wird dadurch 
beitraft, daß man ung überall zu iſoliren ſucht: aber über ſolche politiſche 
Combinationen und Calcüle wird ſchließlich der geſunde Sinn und das 

echtsgefühl unſeres Volkes den Sieg davontragen, und neun Millionen 
Katholiken in Preußen reſp. 16 Millionen in Deutſchland kann man nicht 
iſoliren. Das Sperrgeſetz ordnet nicht etwa an, daß ein einzelner Geiſt⸗ 
licher, der gegen die Geſetze etwas unternommen, in ſeinen Einnahmen, 
ſoweit fie aus der Staatskaſſe kommen, geſperrt werde, ſondern alle Geiſt⸗ 
lichen der katholiſchen Kirche und ihr Gut ſind geſperrt und es ſind nicht 
nur die Bedürfnißzuſchüſſe geſperrt, die der Staat freiwillig gab, ſondern 0 
auch diejenigen, die auf oneroſen Titeln beruden. Dieſe weitlragende Be⸗ \ 
deutung des Geſetzes war vielen Mitgliedern dieſes Hauſes unbekannt. 
Dieſe Sperre iſt nicht wohlwollend ausgeführt worden, es wurden Proceſſe 
angeſtrengt, mit außerordentlichen Koſten bis in die — Inſtanz dur 
geführt. Viele Geiſtliche ſind aus ihren Wohnungen entfernt worden, ſie . 
ſind ſogar nicht einmal zur Vermiethung der bisher von ihnen bewohnten 
Häuſer zugelaſſen worden. SH 272 

Um dieſes Geſetz, das unter Verantworlichleit des Miniſters Falk ers 
laſſen wurde, wirkſam zu machen, wurde beſtimmt, daß, wenn man eine 
Erklärung abgäbe, daß man die Geſetze befolgen wolle, für den Einzelnen 
die Wiederaufnahme der Leiſtungen zuläſſig ſei. Das iſt doch nichts Anderes, 
als der nackte Verſuch der Beſtechung. Wer etwa aus Reue über ſeine 12 
Erllärung dieſe widerruft, ſoll nach dieſem Geſetze abgeſetzt werden. Außer⸗ 
dem dürfen die kirchlichen Oberen gegen dieſe Art Leute die Disciplin nicht 
aufrecht erhalten. Das Geſetz iſt ein Verſuch Br Aufwiegelung in der 
Kirche, alſo ein unmoraliſches Mittel. Wie aber ſollte Herr Dr. Falk zurück ⸗ 
ſchrecken, dies Mittel zu gebrauchen, wenn er nicht zurückgeſchreckt iſt, die 
Spendung der Sacramente und das Leſen der heiligen Meſſe mit Strafen 
zu belegen! monumentum aere perennius! (Heiterfeit.) Sie lachen, aber 
das macht mich nicht irre; es wird einſt der Tag kommen, wo auch dieſe 
Heiterkeit ein Ende dat. Zu dieſem unmoraliſchen Mittel kommt der un⸗ 
moraliſche Zweck, die Geistlichen durch Aushungern zu zwingen, bie Mais 
geſetze anzuerkennen. Wie weit dieſe das Gewiſſen verletzen und e 
iſt von mir und meinen Freunden dargelegt worden; daß ſie in vielen 
Punkten zu weit geben, bat die Staatsregierung ſelbſt ſchon anerkannt 
durch die Verhandlungen, die dem Juligeſetze vorangingen. Wie kommt 
es, daß ein Geſetz noch fortbeſteht, das die Leiſtungen rechtlich begründeter 
Verpflichtungen abhängig macht von Geſetzen, von denen die Staats: 
regierung ſelbſt anerkannt hat, daß ſie in das Innere der Kirche eingreifen? 

Die Regierung arbeitet nun keineswegs dies Geſetz ſo um, daß es be⸗ 
folgt werden kann, ohne daß die Gewiſſen verletzt werden, ſondern erwartet 
— ich weiß nicht, welche Kataſtrophe, vor der uns Gott bebüten möge. 
Nach einer Beſtimmung in den Julis@ejegen kann der Miniſter eine Auf⸗ 
bebung der Sperre derbeiführen; von dieſer Beſugniß iſt aber noch in 
keinem Falle Gebrauch gemacht worden. Man bebauptet nun, mein 
langen widerſpreche der Würde des Staates, Leiſtungen zu machen an j 
Geiſtliche, die die Geſetze nicht befolgen-wollen. Weshalb ich eine Befolgung 
diefer Geſetze nicht für möglich halte, babe ich ſchon beter Das Sperr⸗ 9 

eſetz brauchte aber dann auch nur bei ſolchen Geiſtlichen in Frage uu 

mmen, wo eine Renitenz bervortritt. Wo bat nun die überwiegende Zahl 
der Geiſtlichen eine Renitenz gezeigt ſelbſt in dem Sinne der Staatsregie⸗ 
rung? Der Staat ſollte nicht gegen feine eigenen Untertanen ein Aus» 
bungerungsfoftem anwenden, wie es ſelbſt in den heftigſten Kriegen nicht 
üdlich iſt. Wir capituliren trotzdem nicht auf die Gefahr bin, den Hunger⸗ 
iod zu ſterben. (Heiterkeit) Als Geldmittel verlangt wurden zur Auf⸗ 
deſſerung der evangeliſchen und der katholiſchen Geiſtlichkeit, haben wir 
bereitwillig zugeltimmt; jetzt bat die proteſtantiſche Majorität bier Gelegen⸗ 
beit, durch ihr Votum dieſem immelſchreienden Verfahren gegen die 
Katholiken ein Ende zu machen; weigern Sie das, fo wird die Geſchichte 
Sie richten. (Beifall im Centrum.) 

Abg. Reichenſperger (Olpe) ſchließt ſich in allen Punkten dem Vor⸗ 
redner an und bedauert namentlich, daß die Regierung ſich nicht dewußt 
ſei, daß das Sperrgeſetz ein ſütlich durchaus verwerfliches und unzuläffiges 
Kampfmittel ſei. Hier werde der Kampf gegen die ſchuldloſeſten Individuen 
geführt. Das Ziel dieſes Kampfes ſei nur die Unterdrückung des katho⸗ 
liſchen Volks; daſſelbe babe aber Ehrgefühl genug, feine Geiſtlichen nicht 
umkommen zu laſſen und ihnen dasſenige zu . worauf dieſelben 
rechtlich und ſtandesgemäß Anſpruch hätten. Vergeſſe man nicht, daß auch 
die Liebe zum Vaterlande verdient werden müſſe und daß dieſelbe bei dem 
katholiſchen Volke in dem Grade ſteige und falle, wie das Vaterland ſich 
gegen die katholiſchen Geiſtlichen und Prieſter verhalte. Hüte man I 
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Labor, dieſen Maſſen Anlaß zu geben, in das focialdemokratiſche Lager 

Aberzugehen. Der Debermutb, mit dem man dier dem katholiſchen Volke 
entgegentrete, werde feine folie tragen. Man möge nicht vergeſſen, daß 
dieſer Uebermulb das katboliſche Volt au; Wege führen könne, die gewiß 
nicht geſucht und gewollt ſeien. (Lebhafker Beifall im Centrum.) 

Die erſte Berathung wird diermit geſchloſſen. An Stelle des Antrags⸗ 
ſtellers nimmt das Schlußwort: 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Alles hat ſich in beredtez Schweigen ge: 
Hat, keiner will ſich wohl mit dieſer unangenehmen Materie beſchaftigen 
und daraus darf ich den Schluß zieden, daß Sie gegen unſeren Autrag 
augenſcheinlich nichts einzuwenden baben (Gelächter) und geneigt ſein wer⸗ 
den, denſelben anzunehmen. Um Sie darin zu deſtärken, muß ich vor 
Allem Einſpruch erbeben gegen die vom Abg. v. Bennigſen unter Zuſtim⸗ 
mung der linken Seite gemachte Ausführung, betreffend den Gegenſaß Roms 

und der latholiſchen Kirche gegen das evangeliſche Kaifertbum. Es war 
allerdings auffallend, daß der Abg. v. Bennigſen bei dem Verwendungs⸗ 
eſez die Finanzmänner v. Eynern und Gneiſt in die Schranken treten 
ieß, dagegen in Bezug auf den Culturkampf perſönlich das Wort ergriff 
und die Erbſchaft der Herren Jung und v. Sybel antrat, die er ſogar als 
eifriger Culturkämpſer nech bei weitem übertrifft. Sein Gedanke iſt übrigens 
nicht neu, ſondern ſchon von dem Botſchafter in London, Grafen Münſter, 
bei einer Nachtiſchrede zum Ausdruck gebracht worden. Bei dieſem war 
eine ſolche Aeußerung nicht fo gefährlich. Wenn aber der Abg. v. Ben: 
nigfen, der ein Staalemann fein will und obne Zweifel Zukunftsminiſter 
iſt, dieſe Aeußerung tout, dann beißt dies die Fackel confeſſionellen Haders 
binauswerfen, die lleberzeugung, welche 9 Millionen Katholiken in Preußen 
im Herzen tragen, nämlich, daß fie von dem Oberbaupte des Staates, wel⸗ 
cer chriſtlichen Confeſſion er auch angehöre, Gerechtigkeit zu erwarten haben, 
erſchaltern. Die Ausführung des Abg. v. Bennigſen ift aber auch nicht 
wahr, und dafür ift der Reichskanzler ſelbſt ein claſſiſcher Zeuge, der in 
jenem Briefe von 1871 an Herrn v. Frandenftein erwähnt, daß die Kund⸗ 
ebung, welche dem Kaiſer nach Herſtellung des Deutſchen Reiches vom 
fte zugegangen war, unzweideutig den Ausdruck der Genugthuung dar⸗ 
über enthalten babe. Damit ift erwieſen, daß dem politiſchen Lenker in 
Ri der Gedanke des Abgeordneten von Bennigfen fern ge: 
egen hat. 

8 54. dieſer Art des Culturkampfes müſſen Sie ſchließlich in die Geſell⸗ 
ſchaft der Socialdemokraten kommen, die mit innigſtem Behagen dem Cul⸗ 
turfampf zuſchauen, in welchem Staat und Kirche ſich gegenſeitig aufreiben. 
Der ganze Unterſchied liegt überbaupt darin: Nach unſerer chriſtlichen und 
conſexvativen Auffaſſung iſt die Kirche und das Fürſtenthum ein ſolches 
von Gottes Gnaden, nach der der Liberalen giebt es ein ſolches nur von 
Staatswegen. Ich möchte Sie bitten, in dieſem Kampfe gegen uns ſich 
aller Deductionen aus Urkunden, die 0 rhunderte weit en zu 
enthalten, ich könnte Sie ſonſt ebenfalls auf den landesverrätheriſchen 

ürſten Moritz von Sachſen, auf die Bündniſſe mie dem Verwülfter Deutſch⸗ 

ands Gustav Adolph von Schweden u. a. m. binweiſen. (Widerſpruch 
rechts und links.) Uns wird immer der paſſive Widerſtand zum Vorwurf 
gemacht. Aber als der Abg. v. Bennigſen des ſehr zweideutigen Tumults 
in Hannover in feiner neulichen Rede gedachte, habe ich nicht das geringſte 
Zeichen der a 1 auf der Linlen bemerkt. Was den Antrag ſelbſt 
betrifft, fo bitte ich Sie, denſelben anzunehmen. Das Sperrgeſetz iſt von 
allen Maigeſetzen das am wenigſten anſtändige. Wie kann man überhaupt 
auf eine Hrotlorbwirkung bei der katholiſchen Geiſtlichkeit rechnen? Die 
Art der Ausführung dieſes Geſetzes hat ja der Abg. Windthorſt ſchon klar 

elegt, es iſt die allerbärteſte und denkbar ſchärfſte geweſen. Der Staat 
date ſich ausdrücklich verpflichtet, die dem Kirchengut ſchuldigen Leiſtungen 
nicht allein zu zahlen, ſondern ſogar ſicher zu ſtellen. Dieſe feierlichen und 
vertragsmäßigen Verſprechen wurden nicht gehalten und der Artikel 15 der 
Verfaſſung, der dieſen Rechtszuſtand ſchützte, wurde just aufgeboben. So 
nur konnte das Sperrgefeg zu Stande kommen. Wenn man fo Geſetze 
macht, was will man dann einwenden, wenn die Socialdemokratie ans 
Ruder kommt und ſagt, wir confisciren das Eigentdum und Erbrecht? 

Wozu gerade dieſes Sperrgeſetz? Man hat geſagt, es iſt ein Kampf⸗ 
geſetz, eine Flagge, mit der man ſchließlich Alles zu decken ſuchte. Mit 
dieſem Geſetz dat der Staat gar nichts gewonnen, im Gegentheil, auf Seiten 
des katholiſchen Clerus und Volkes iſt alle Ehre und aller Ruhm aus 
dieſem Geſetze hervorgegangen. Der Clerus hat die Probe beſtanden; er 
bat alle Opfer auf ſich genommen, und es gereicht mir zur großen Freude, 
ihm dieſes Zeugniß bier ausſtellen zu können. Die paar Staatspfarrer 
kann man ja an den Fingern abzählen. Der gehoffte Erfolg iſt alſo nicht 
eingetreten, wobl aber eine große Verhinderung der Seelſorge und eine 


ſchwere Belaſtung der Gemeinde. Der Abg. Rickert hat neulich geſagt, wir 


find ja alle Söhne eines Vaterlandes. Hier können Sie die Wahrheit dieſes 
Spruches beweiſen. Treten Sie gegen eine Un welche r 
Empfindung, daß wir das find, verletzt. Am Denkmal Friedrich Wil⸗ 
belms III. im Kr me ſteht geſchrieben: Gerechtigkeit erböht ein Volk. 
Machen Sie dieſen Spruch wahr und nehmen Sie den Antrag an! (Beifall 
im Centrum. 

Das Haus tritt nunmehr in die zweite Beratbung. Zu derſelben meldet 
fi Niemand zum Wort. Hierauf wird der Antrag Windtborft gegen die 
Stimmen des Centrums, der Polen und einiger Conſervativen abgelehnt. 

chluß 2% Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 11 Uhr. (Kleinere Vor⸗ 
lagen, darunter Antrag Zelle.) 


Herrenhaus. 13. Sitzung vom 16. Februar. 


11 Ubr. Am Miniſtertiſche Bitter, Friedberg, Lucius, fpäter Fürſt Bis⸗ 


marck und Commiſſarien. 


Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Commiſſion für 
den Staatshaushalt und für Finanzen über den Geſetzentwurf, betreffend 
den dauernden Erlaß an Klaſſen⸗ und Haffificirter Ein 
kommenſteuer, ſowie die Ueberweiſung von Steuerbeträgen an die boden: 
zollernſchen Lande Die Commiſſion hat bekanntlich beſchloſſen, den Geſetz⸗ 
teuererlaß 5 
eder 
eldorf) vor: für den Fall der Ablehnung des Geſetzentwurſs die Staats: 
regierung aufzufordern: vor einem Erlaß an directen Steuern eine Ent⸗ 
ng, der überbürdeten Gemeinden eintreten zu laſſen und zu dem Zwecke 
den ſteigenden Einnahmen entſprechend in den nächſtjährigen Haushalts⸗ 
etat oder durch beſondere Geſetzentwürfe entſprechende Vorſchläge zu machen. 

Referent Freiberr v. Tettau führt aus, daß die Commiſſion ſich ans 

eſichts der Finanzlage, namentlich gegenüber der Nothwendigkeit, einen 
eil der Ausgaben durch Anleiden zu decken, nicht babe entschließen 
können, dem dauernden Erlaß zuzuſtimmen; dem einmaligen Steuererlaß 
habe ſie nur zugeſtimmt, weil deſſen Ablehnung nur durch Verwerfung des 
ganzen Etats möglich geweſen wäre; der einmalige Steuererlaß laſſe auch 
der Regierung in den ſpäteren Jahren die freie Eniſchließung. Die Gründe, 


entwurf gan abzulehnen und nur den einmaligen 1 
Hierzu liegt folgender Antrag des Oberbürgermeiſters 


la 


welche der Finanzminiſter in der Commiſſion vorgebracht bade, daten dieſe 
Entſcheidung nicht geändert, trotzdem erklärt worden ſei, daß der Finanz⸗ 
2 * und der Minifterpräfident einen ſehr hohen Werth auf dies 
etz legen. 

se ur Lippe erklärt ſich gegen den dauernden, aber für den ein⸗ 
maligen Steuererlaß, für die ange urſprüngliche Regierungsvorlage. 
Daß vom Abgeordneten hauſe beſchloſſene Geſetz widerſpreche dem Verwen⸗ 
eſetze vom 16. Juli 1880, welches 5 eden Ue 1 aus dem 

Reiche eine Verwendung geſtatte. Das Geſetz habe ſogar inſofern etwas 
Bedenkliches, als der Erlaß der drei Monatsraten ein dauernder fei, man 
alſo auf dieſelben niemals zurückgreifen könne, ohne ein neues Geſetz zu 
erlaſſen. Welche Gründe auch die Regierung für den einmaligen Steuer⸗ 
erlaß gehabt haben möge, der Antrag der Fortſchrittspartei ſei nur ein 
Wahlmanöder, welches die Conſervativen zu überbieten verſucht hatten. 
Vor einer ſolchen Wahltaktik, welche auf die Corruption der niederen Volks⸗ 


en binausgehe, müſſe er auf das Entſchiedenſte warnen. Es ſei auch] 


welfelbaft, ob das Reich ſtets die erforderlichen Ueberſchuſſe den Einzel⸗ 
Haaten uwenden werde. Die Ausgaben des Reichs müßten mit der wach⸗ 
enden ( | rs es werde des halb der Zeitpunkt kommen, wo das 
eich feine Mittel für ſich werde in Anſpruch nehmen müſſen. Es liege in 
dieſer Beziehung kein bindendes Vertragsperdältniß vor, ſondern es ſei nur 
ein einfeitiges Reichsgeſetz vorhanden. Wenn das Reich feine Mittel für 
eine Zwecke verwende, würde es an Mitteln für die Ausführung des Ge⸗ 
etzes fehlen. Der Redner gab dann eine eingehende Kritik der Finanzlage 
des preußischen Staates. Er habe freilich ſtets ausgeſprochen, daß ein 
der nationalen Arbeit noibwendig fel, um unſere wirthſchaftliche Lage 

zu beſſern; aber man babe den großen Fehler gemacht, Zölle auf die noth⸗ 
wendigſten Lebensmittel zu legen und damit die Prälſtationsfädigkeit der 
Arbeiter einzuschränken. Wenn der nationale Reichthum im Grund und 
Boden beſtehe, dann müßte man dieſen vorzugsweiſe beſteuern, wenn das 
Capital die Grundlage des Reichthums bilde, müſſe man dieſes beſteuern, 
bilde dagegen die Arbeitskraft den nationalen Reichthum, dann müßte man 
die Arbeitskraft beſteuern und zwar in der Form der indirecten Steuern. 
Deutschlands Verhaͤltniſſe ſeien aber keineswegs fo homogen, daß man eine 
gm der Beſteuerung als die allein e anerkennen könne. Unſer 
teuerſyſtem möge ja in manchen Punkten beſſerungsbedürſtig fein, aber 


erechtigkeit auf, welche die 


x 


wer unfere jetziger Steuern befeitigen und allein durch indirecle Steuern 
erſetzen wolle, der verwandle ſich autz einem Reformer in einen Re⸗ 
e Nedner empfahl nochmals dringend die Ablehnung des Geſetz⸗ 
en res. 


et v. Mirbach verwahrt ſich dagegen, daß der dauernde Steuer: 
erlaß ein Wahlmanöver ſei; viel eher kan dem einmaligen Erlaß ein 
agigatoriſcher Charakter an. Redner verſucht dann ausführlich die Ber 
baaptung zu widerlegen, daß der Zoll die Lebensmittel, namentlich das 
Getreide und das Vieh vertheure. Die Preisſchwankungen ſeien viel be: 
deutender als der Zoll. Dieſer Geſetzentwurf ſei nur eine Folge der wirth⸗ 
ſchaftlichen Politik des Reichskanzlers. Nun, wer ſich den indirecten Steuern 
widerſetze und ſich zu der Wirtbſchaftspolitik des Reichskanzlers im Gegen⸗ 
10 1 1 dieſem Geſetz die Genehmigung verſagen. (Zebbaiter 
iderſpruch. 

Oberbürgermeiſter Becker (Düſſeldorf) proteſtirt mit Entſchiedenheit gegen 
die Auffaſſung, daß dieſes Geſetz mit der Zoll⸗ und Wirthſchafts politik des 
Reichskanzlers irgendwie im Zuſammenhang ftebe; er ſtehe vollſtändig auf 
dem Boden der neuen Wirthſchaftspolitit, müſſe 5 aber gegen den Geſetz⸗ 
entwurf erklaren. Das jetzt dem Abgeordnetenhauſe vorliegende Verwen⸗ 
dungsgeſetz ſtehe mit der Finampolitik des Reichskanzlers im engſten Zu⸗ 
ſammenbang. Gegenüber der ſchweren Belaſtung durch die indirecten Ab⸗ 

aben ſei allerdings eine Erleichterung wünſchenswerth, allein die Vorlage 
ſcaffe dieſe gerade da, wo fie nicht nötbig iſt, und unterlaſſe fie da, wo fie 
nöthig wäre. In den ländlichen Gemeinden, wo die Arbeiter die ver⸗ 
tbeuerten Lebensmittel von ihrem Arbeitgeber als pars salarii erhalten, fei 
der Druck der indirecten Abgaben nicht jo fühlbar, die Communalabgaben 
ſeien auch nicht ſo doch; nehme man dieſen Leuten den vierten Theil der 
Staatsſteuer ab, daun ſchaffe man ihnen eine ſehr erhebliche Erleichterung. 
In den induſtriellen Gegenden dagegen müßten die Arbeiter die Lebens⸗ 
mittel theurer bezablen als früher, fie haben außerdem bedeutende Com⸗ 
munallaſten zu tragen. Den Erlaß eines Viertels der Staatsſteuer würden 
fie kaum bemerken, ja es würde ſich ein gewiſſer Mißmuth gegen die Ger 
meinden bemerkbar machen, welche nicht in der Lage wären, ihrecſeits einen 
Erlaß zu gewähren. Das Geſetz ſtatuire bier alſo obne zwingende Notb⸗ 
wendigkeit eine Ungerechtigkeit. Wenn man etwas thun wolle, dann ſollte 
man die Communen entlaſten, entweder dadurch, daß man das Communal⸗ 
ſteuerweſen verbeſſerte und namentlich nicht allein auf die Zuſchläge zu den 
Staatsſteuern anweiſe, oder dadurch, daß man den Communen Laſten ab⸗ 
nehme, welche fie für den Staat übernommen hatten; Redner weiſt auf die 
Ausgaben für das höbere Schulweſen, für die Polizei und für den Ele 
mentarunterricht hin. Redner empfiehlt die Annahme feiner Refolution, 
welche fi ſtreng in dem Rahmen des Geſetzes vom 16. Juli 1880 bewege. 

Finanzminifter Bitter: Der Herr Vorredner hat als einen Hauptgrund 
feiner Gegnerſchaft gegen das vorliegende Geſetz das Bedenken bingeitellt, 
daß durch dieſen Steuererlaß nur die kleinen Leute auf dem Lande entlaſtet 
würden, während den Städten nur ein Minimum von Entlaftung zu Theil 
werde, welches ihnen nach keiner Seite bin erwünſcht fein könne. Dem 
egenüber conſtatire ich, daß die Staatsregierung bei dem Erlaß des Ge: 
etzes vom vorigen Jahre und bei dieſem Geſez nicht daran gedacht hat, 
irgend einen Unterſchied zwiſchen Stadt und Land zu machen. Wollten wir 
die äußerſten Conſequenzen von dem ziehen, was der Vorredner geſagt hat, 
fo müßten wir für Stadt und Land, und im weiteren Verfolge für die 
Städte untereinander, einen beſonderen Steuererlaß gewähren. Daß wir 
das nicht können, liegt auf der Hand. (Set tihfig.) Der Herr Vorredner 
bat dann weiter einen Seitenblick auf die Wirthſchaftspolitik geworfen und 
bat betont, daß er derſelhen keineswegs feindlich gegenüber ſtehe. Et führte 
aus, daß die Lobnjäge nicht geitiegen jet Das mag richtig fein, aber 
ich mache doch darauf aufmerkſam, daß die Arbeit regelmäßiger iſt und daß 
die Regelmäßigkeit des Lohnes viel mehr werth iſt, als die Höhe deſſelben 
Dieſe Conſolidation iſt allerdings eine Frucht der jetzigen Wirthſchafts⸗ 
politik. (Sehr richtig!) Es iſt weiter darauf ingeisielen, daß die unteren 
Klaſſen der Städter, namentlich in der Rheinprovinz, nicht richtig veranlagt 
ſeien. Ich erkenne die Nothwendigkeit einer veränderten Scala in der 
Klaſſen⸗ und den unteren Stufen der Einkommenſteuer an. Aber ich mache 
darauf aufmerkſam, daß in der Rheinprovinz die Veranlagung in den 
böberen Einkommenſteuerſtufen eine durchaus ſalſche und der Gerechtigkeit 
widerſprechende iſt. Es wird darauf ankommen, das richtige Verhältniß 
zwiſchen Bemittelten und Unbemittelten wieder herzuſtellen. Es iſt ja richtig, 
daß die Städte einen hohen Procentfag ihrer Steuern für Staatsaufgaben 
ben er Je 5100 5 t aber durch Ablebnung der Schantit iche d 
er Landtag hat aber idu ehnu er ankſteuer, welche den 
Communen eine Einnahmequelle eröffnen ſollte, eine Entlaſtung der Com⸗ 
munen abgewieſen. Unter dieſen Umſtänden kaun den Communen ni 
anders gebolfen werden, als durch eine Ausbildung und Erweiterung der 
indirecten Steuern. Dann wird auch eine höhere Steuerentlaſtung ſtatt⸗ 
nden können, als es im Augenblick möglich iſt. Ich bemerke zudem, daß 


jedem Jahre von Neuem erſcheinen müſſe. Da die Regierung durch das 
Verwendungsgeſetz ſich ohnehin 2 ebunden hielt, fo hat fie ſich dem Ans 
trage auf dauernden Steuererlaß nicht ablehnend verhalten können. Ich 


fade er eee Wir können dieſen Geſetzentwurf nicht als ein 
ſelbſtſtandiges 

menban 
Wenn 


v. Kleiſt⸗Retzow wendet ſich gegen den Oberbürgermeiſter Becker, der 
im Grunde genommen für den dauernden Erlaß plaidirt habe, er habe eine 
Benachtheiligung der großen Städte von dem Erlaß befürchtet, des hald 
wolle er ihn auch den kleinen Städten und dem platten Lande nicht gönnen. 
Außerdem befürchte er, daß die Veranlagung der Communalſtenern darunter 
leide; das ſei nicht bloß großſtädtiſche Polſtit, ſondern Bürgermeiſterpolitik. 
Eine Bewilligung des Steuererlaſſes von Jahr zu Jahr im Etat gebe das 
Miniſterium dem Abgeordnetenhauſe preis, welches dann allein zu beſtim⸗ 
men habe. Wenn der Steuererlaß aber in einem 2 fixirt werde, dann 
babe das Herrenhaus auch eine Mitwirkung dabei. Wenn auch bei den 
Reichstagsvorlagen keine Verſprechungen gemacht ſeien, fo je doch eine 
entſprechende Entlaſtung der unteren Volksklaſſen eine ſtete Borausfegung 
der Bewilligung neuer Steuern 9 In dieſer Richtung müfle das 
Herrenhaus vorgehen, es milſſe der Agitation entgegentreten, welche mit 
der Belaſtung der unterſten Volksklaſſen getrieben werde; ihnen müſſe man 
nicht 55 ſocialdemokratiſchen, aber mit chriſtlich⸗ſocialen Grundſätzen ent: 
gegentreten. 


Graf Brühl ſpricht ſich gegen den dauernden Steuererlaß aus; die 


Vorlage ablehnen, heiße nicht, ſich der Wirthſchafts⸗Politik des Reichskanzlers 
widerſetzen (Fürſt Bismarck: Doch!). R . 
denen Klaſſen, welche am meiſten von den indirecten Abgaben betroffen 


edner führt aus, daß die unzufrie⸗ 


wurden, keine Steuern mehr zahlten, ſeitdem man die re 
„ Thalerſtufe beſeitigt babe. ge 
Fürſt Bismarck: Die Vorlage, wie fie aus dem anderen Haufe ges 
kommen iſt, iſt doch nicht für ſich allein und objectib zu betrachten, wie dies 
der Vorredner meinte. Sie iſt ein Theil des mühſamen Weges, den die 
Staatsregierung ſeit länger als fünf Jahren verfolgt, des Weges nach dem 
iele der Steuerreform; ich habe früher geglaubt, dafür beim Herrenhauſe 
nterſtützung zu finden. Der Vorredner hat gemeint, daß die Vorlage mit 
meinem Reformplan nicht in Zuſammenhang ſtebe. Darüber muß ich ein 
competenterer Richter ſein, als jedes einzelne Mitglied einer parlamen⸗ 
tariſchen Verſammlung, weil ich ſeit Jahren mitten in dieſer Arbeit ſtebe. Ich 
kann nicht mit Befriedigung auf den Weg zurückblicken, den ich babe durch⸗ 
laufen müſſen, weil er viel Kraftwergendung in Anf genommen hat, 


ir vi i uſpruch 
weil mir viel unnötdige und frwole Hinderniſſe entgegengetreten find. Zue 
bat man mir im Staatsminiſterium E ſind. Zuerſt 


an 1 Schwierigkeiten gemacht, es war keine 
Uebereinſtimmung zu erzielen, daß die Aberbaupt zu erxſtreben 
fi, Ra ee 5 asus unferen 3 — —— 
eine aufme I en laſſen müſſe und nicht alles mit Härte 
und Nachläſſigkeit, weil es das Einfachſte iſt, auf die directen Steuern 
werfen dürſe, nicht blos auf die directen Stgatsſteuern, ſondern auch auf 
die directen Zuſchläge in den Gemeinden. Nachdem im Staatsminiſterium 
die Einbeit principiell bergeſtellt war über das Ziel, beftanden doch noch 
immer Differenzen über die Wege, auf denen man dem Ziele näher kommen 
könne. Meine wiederbolten Verſuche wurden zwar im Princip anerkannt, 
aber ich wurde angebrachtermaßen immer von meinen Collegen abgewieſen, 
indem die prakliſchen Vorlagen, welche nothwendig waren, nicht erfolgten, 
oder nicht ſo, wie ich es wünſchte. 

dachdem auch dieſe Schwierigkeiten überwunden waren, bewegten wir 
uns in einem bitiöfen Zirkel zwiſchen dem Reichstage und dem preußiſchen 
Landtage. Der Urſprung der Talklik, welche uns gegenüberftand, lag nicht 
im Intereſſe der a ſondern entſprang der Beſorgniß vor Schäs 
digung einzelner Parteiauffaſſungen. Dieſe Schwierigkeiten find in unſeren 
verwickelten Parteiverhältniſſen begründet. Die Gegner, welche uns im 
Reichstage gegenüberſtanden, ſagten immer, wir können im Reichstage keine 
neuen Steuern bewilligen, wenn wir nicht willen, daß fie perwendet werden, 
um die alten in den Einzelſtaaten zu vermindern. Im Abgeordneten haufe 
wurde wiederum geſagt, wir können die Einnahmen des Staates icht 
durch Herabſetzung der directen Steuern vermindern, wenn wir nicht mit 
Sicherdeit vorausſeben können, daß die Lücke ausgefüllt wird. Diefer Zus 
ſtand iſt ia nicht unnatürlich und ein Finanzminiſter, der keine Verantwortliche 
keit für das allgemeine polttiſche Leben empfindet, der ſich auf ſein Reſſort 
beſchränkt, kann mit dieſer Auffaſſung zufrieden fein. Wenn ic mir doch die 
Aufgabe geftellt habe, nicht nachzulaſſen, ſo mag darin ja eine gewiſſe 
Zäbigteit und Willenskraft liegen, aber es giebt nichts Lahmendetes für 
eine ſolche Willenskraft, als das Gefühl, ein Hindernſß vor fi zu baben, 
das man nicht beſeitigen kann, wenn man die Unterſtüzung da nicht findet, 
wo man fie erwartet. Dann wird man unmuthig, und ich muß es auf 
das Beſtimmteſte wiederholen, das Ablebnen diefer Vorlage würde die bes. 
dauerlichſten Rückwirkungen auf das Reformwerk ausüben, namentlich aber 
auf mein Vertrauen und meinen Muth, mit welchem ich weiter gehen 
würde. Um dieſen bitiöfen Zirkel zu vermeiden, hat ſich das Staatsmini⸗ 
ſterium zu dem Geſetz vom 16. Juli 1880 entſchloſſen, aber gefunden, daß 
es nicht genügt, um die Geſchloſſenbeit der Gegner zu entwaffnen. Man 
una 1 aaa, er einem Steuererlaß vorzugehen, zuerſt Rare 

in ; 

nn Bibel n, wenn man nicht eniſchloſſen war, den Erlaß 

Ich kann den Standpunkt begreifen, 
überhaupt iht, aber ihn bewilligt, weil er einmal im Etat ſteht. Aber wenn 
man den Steuererlaß verwirft, dann ſtellt man ſich auf den Standpunkt, 
auf dem wir im Reichstage und Landtage unſere prinzipiellen Gegner finden 
die es der Regierung nicht leicht machen wollen, aus dem vitiöſen Zirtel 
berauszukommen. Gegenüber dem einmaligen Steuererlaß wurde nun von 
des Gegners Seite der Antrag gebracht, den ich nach meinem lebhaften 
Temperament von vornherein gewünſcht hätte, namlich der Antrag Richter, 
den Steuererlaß dauernd zu machen. Damit war auf des Gegners Seite 
der Zweck verbunden, den Beweis zu liefern, daß es der Regierung mit 
einem Steuererlaß überhaupt nicht ernſt fei, ſobald man offen auftrete und 
fie beim Worte faſſe, zöge fie ſich zurück, indem fie ſage, ja einmal wollen 
wir ſchon einen Erlaß gewähren, aber auf die Dauer nicht. Dazu gebörte 
kaum eine fortſchrittliche Logik, jouberu wur ine ganz gewöhnliche (Heiterkeit), 
um zu folgern, daß es der Regierung überhaupt nicht eruſt mit dem Steuer⸗ 
erlaß geweſen ſei, daß ſie nur das Trinkgeld eines einmaligen Erlaſſes 
eben wolle, um dafür vielleicht eine doppelte Steuergarnitur zu bekommen. 

as ware fo ein Thema geweſen, das für die Wahlen recht geeignet iſt. 
fir dieſer Lage bin ich keinen Augenblik zweifelhaft geweſen, daß wir den 
ortſchrittlichen Antrag für uns annehmen müßten, und ich habe dazu die 
Zustimmung meiner Collegen im Ministerium gefunden. Der Antrag lag 
in derſelben Richtung, wie der unſrige, er war nur radicaler und flügte 
auf das Vertrauen der beſſeren Finanzlage und der Bewilligung neuer in⸗ 
directer Steuern im Reichstag. 

In dem Budget eines ſeden Einzelſtaats iſt ein horror vacui. Die 
Annahme des Antrages Richter hat ein vacuum geſchaffen. Ich möchte 
ſagen, wie ein Feldherrſin alten Zeiten feinen Marſchallsſtab über die 
warf und damit dor dem Beginn der Schlacht bekundete, daß er ihn ſich 
wieder bolen wolle, fo thut auch der Antrag Richter einen Schritt vor⸗ 
wärts, dem unbedingt die weiteren Schritte folgen müſſen. Es liegt am 
Herrenbauſe zu verhindern, daß die Steuerreform immer wieder von einem 
entſchiedenen Veto durchkreuzt werde. Ich bin nicht dafür bekannt, daß ich 
meine Eindrücke nicht aufrichtig wiedergebe. Aber ich fage offen, ich verliere 
den Muth, die Reformbeſtrebungen fortzufegen, wenn ich auf dieſem Wege 
einem Veto det Herrenbauſes begegne. Was wird die Jol dieſes Vetos 
fein? Bei der Unterſtützung, die die Regierung in ihrer Politik im Herren⸗ 
baufe ſtets gefunden hat, wird man die Aufrichtigkeu der Regierung bes 
zweifeln und fie für nicht unbetheiligt balten, wenn das Herrenhaus in 
den Reihen ine Gegner ſteht. Wir werden dieſer unverdienten Verdach⸗ 
tigung ausgeſetzt, und deshalb kann ich nicht umhin, um ſo beſtimmter 
und öffentlicher zu bekennen — und ich bin trotz meiner ſchlechten Geſund⸗ 
beit hierher gekommen, um dafür Zeugniß abzulegen —, daß Sie das 
Reformwerk ſchädigen, wenn Sie nicht das, was die Regierung mit dem 
Abgeordnetenbauſe vereinbart hat, annehmen. Ich glaube, das wird nicht 
dee Abſicht fein. Namentlich aber mochte ich dem erſten Redner, dem 

berbürgermeiſter Becker, in Erinnerung rufen, daß eine Hauptaufgabe und 
einer der Haupfborzüge, die mich für die Steuerreform gewonnen haben, 
die Möglichkeit iſt, gerade den großen Städten in ihrer ſchwer bebrängten 
Lage, in die fie nicht obne Verſchuldung ihrer früheren oe d ge⸗ 
kommen find, zu belfen. Die früheren Verwaltungen baben auß politiſchen 
oder Fractionszwecken das Budget verwirrt, indem fie eine Einrichtung zum 
Opfer — deren Ertrag durch die Einnahme an Klaſſenſteuer erſetzt 
werden mußte. ; 

In den Städten kennt feiner den anderen, keiner merkt etwas von den 
Leiden des ärmeren Mannes. Wer von uns hat nicht ſchon im Leben den 
Eindruck gehabt daß man nirgendg.mede allein iſt als in einer Stadt von 
ein paarmal bunderſtauſend Menſchen. Auf dem Lande kennt man einander 
und weiß, wo es fehlt. Ich bin deshalb der aue eee „daß die Ver⸗ 
neter des großen Städle, weiche bier im Haufe fihen, ihren Gemeinden 
gegenüber allen Grund haben, die Regierung in ihren Reformbeſirebungen 
zu unferftügen. Es ift ein Vortheil für die großen Städte, wenn wir auf 
dieſem Wege vorwärts gehen, damit wir den Städten einen Theil der 
Staatsſteuern zuweiſen können, um die Erhebung don Zuſchlägen unnötbig 

machen, um die Ungerechtigkeit zu beſeitigen, daß von einem verſchuldeien 

aufe zu der Gebäudeſteuet wieder Zuſchlage erhoben werden. Ich bin 
mit dem Oberbürgermeiſter Becker darin einverſtanden, daß die Schullaſten 
einen Punkt bilden, in welchem den Gemeinden am meiſten zu delfen it. 
Die Anſicht des Staatsminiſteriums iſt, wenn ſpäterbin ein erläuterndeß 
Steuerreformgeſetz zu Stande kommt, oder auch bei einer Aenderung des 
VBerwendungsgeſetzes, eine Beſtimmung dahin aufzunebmen, daß die Mittel, 
welche den Kreiſen zugewieſen werden follen, bauptſächlich zur Abſchaffung 
der Schullaſt, zur Uebernahme der Lehrer⸗Gehälter zu derwenden fein 
werden. Ich kaun deshalb noch nicht meiner Verwunderung darüber Herr 
werden, daß gerade der Vertreter einer jo großen Stadt, wie Düſſeld 
ſich gegen dieſes . ausſprechen konnte. Es liegt vielleicht daran, da 
ich nicht ſeine ganze Rede gehört habe. Ich habe geglaubt, mir den Dank 
* 55. erung der großen Städte für meine Beſtrebungen ver⸗ 
ien 

Wenn Sie die Staatsregierung an dem weiteren Fortschreiten auf dem 
Wege der Steuerreform hindern, ſo iſt ſie nicht verpflichtet, auf die Klagen 
über die unerträglichen Zuſtände zu bören, da man ihr die Mittel ver⸗ 
weigert. denſelben abzubelfen. Man ſolle aber auch der Regierung auch 
dann keine Schuld mehr geben. Ich gehöre auch mit zu der Klaſſe der 
Regierten und weiß, wo uns der Schuh drückt. Aber wenn ich andere 
Länder betrachte, ſo muß ich doch ſagen, das Lamentiren bei uns zeugt 
von wenig chriſilicher Geduld und Demuth. Es geht uns, ich will icht 
ſagen beſſer als wir es verdienen, aber finden Sie irgendwo Zuſtände miß 


daß man gegen den Steuererlaß 
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denen Sie die deutſchen zu bertauſchen bereit find? Finden Sie ein Land, 
um is se. ihn: ift, daß Sie die dentichen Cinrictungen aufgeben möchten 
+ 
Zuſtänden der Heimath den Rücken zu kehren? Wir können es jetzt noch 
ange fo aushalten, a es iſt. Wenn das Herrenhaus bisher Schulter an 
Schulter mit der Regierung in einem bepenklichen Kampfe geſtanden hat, 
‚lo muß ich ſagen, wenn es jetzt ſeine Unterſtützung verſagt, dann reicht 
mein Muth nicht aus, dann muß ich den Herren, welche mir die Unter⸗ 
ſtützung verfagen, überlaſſen, die Sache auszuführen. Nehmen Sie die 
Vorlage an, die wir nicht gemacht haben, die uns aber in die Hand ge⸗ 
geben worden iſt. (Beifall.) 1 
Herr Adams: Nach den eben gehörten Erklärungen können wir nicht 
mebr zweifeln, daß das vorliegende Geſetz einen wichtigen Theil der 
Steuerreform enthält. Das zwingt uns, zu prüfen, ob wirklich ſo gewich⸗ 
tige Gründe vorliegen, um ein Geſetz abzulehnen, das der Schöpfer und 
Träger unſerer ganzen Steuerreform für nothwendig erklart hat. Als 
Hauptmotiv für die Ablehnung wird angeführt, das Geſetz ftehe in Wider⸗ 
ſpruch mit den altpreußiſchen Finanztraditionen. Das würde ſtimmen, 
wenn das Geſetz aus der finanziellen und wirthſchaftlichen Lage Preußens 
berborgegangen wäre und der Erlaß aus preußiſchen Mitteln beſtritten 
werden ſollte. Das Geſetz muß aber doch als ein Ausfluß der wirtbſchaft⸗ 
lichen Reform im Reiche angeſehen und im Zuſammenhang mit dem ganzen 
Syſtem der Steuerreform betrachtet werden. Wir könnken daber nur fragen, 
ob die Wirthſchaftsreform, von der das Geſetz ein Theil iſt, den alt⸗ 
preußiſchen Traditionen widerſpreche. Ebenso abe wie dieſes Be⸗ 
denken ſcheint mir der Einwurf, der Steuererlaß leiſte zu wenig, weil er 
die Communalabgaben unberüdfichtigt laſſe, das ſcheint mir aber doch ein⸗ 
leuchtend zu fein, daß man die Communalſteuern, die auf ganz anderem 
Boden ſtehen, nicht jo behandelt hat wie die Staatsſteuern. Alle Zwecke 
ann das Verwendungsgeſetz, wie man auch behauptet bat, doch nicht er: 
üllen, und gerade um das Mißtrauen gegen die Bewilligung neuer Steuern 
zu zerſtreuen, genügt das Verwendungsgeſetz nicht. Wohl aber würde der 
auernde Steuererlaß dieſen Erfolg haben. Außerdem meine ich, daß es 
für das Herrenbaus keine angenehme Situation wäre, ein Geſetz abzu⸗ 
lebnen, welches gerade den ärmeren Vollsklaſſen eine Erleichterung ver⸗ 

affen foll. f 

Ein Antrag auf Schluß der Discuſſion, für welchen auch Fürſt Bismarck 

mt, wird bierauf abgelehnt. : ; 

Oberbürgermeiſter Hafſelbach: Die Vorwürfe, welche Herr v. Kleiſt 
Retzow und der Miniſſerpraſident den Städten gemacht haben, weiſe ich 
vi Wir haben die Mabl« und Schlachtſteuer nur abgeſchafft, weil fie 
chreiende Uebelſtände im Gefolge hatte. ch erinnere nur daran, daß in 
Bromberg in jedem Hauſe ein beſtrafter Schmuggler wohnte und daß in 
Anklam 3000 Thlr. Geben koſten für einen Steuerbetrag von 4000 Thlr. 
nothwendig waren. Die Auſbebun dieſer Steuer geſchah im Intereſſe des 
ren Landes. Herr v. Mirbach dat ſeine Freunde im andern Hauſe in 
chuß genommen und die ganze 5 zu einer Parteiſache gemacht. In 
der Commiſſion waren wir anderer Meinung und baben die Sache rein 
objectiv geprüft; wenn uns das nicht mehr frei ſteben ſoll, fo frage ich, 
wozu das Herrenhaus überbaupt noch an der Geſetzgebung theilnimmt. 
Guſtimmung) Ich kann nicht anerkennen, daß, wer gegen dieſes Geſetz 
ſtimmt, ſich damit gegen die ganze Wirtbſchaftsreform erklärt. Ich freue 
mich, daß der Finanzminiſter das Extraordinarium verſchwinden laſſen will. 
Möge ihm das recht bald gelingen. So lange aber ſolche Gegenſtände im 
rtrgordinarium ſtehen wie in dieſem Jahre, muß man ſich wirklich fragen, 
ob ein Steuererlaß überhaupt gerechtfertigt iſt. Den Wunſch kann man 
uns doch nicht übel nehmen, daß der Steuererlaß mit einer Entlaſtung der 
ommunen berbunden fein ſolle. welche Lage kommen wir denn, wenn 
wir die hohen Zuſchläge weiter erheben. Alles odium fällt unzweifelhaft 
auf die Stadt. Die großen Zuſchläge find noch der Grund, daß der 
Erlaß in den Städten, der für die unterfte Klaſſe ja nur 75 Pf. betragt, 
nur wenig geſpürt werden wird. Dank wird man ſich damit nicht ver⸗ 
dienen. (Fürſt Bismard: Wir erwarten auch keinen Dank!) Nicht 
genügend bervorgehoben iſt bis jetzt, daß der Erlaß nur „vorbe⸗ 
altlich der Reform der Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer“ erfolgen ſolle. 
Ich glaube daher, die Reform wird durch dieſen erſten Schritt nur 
gebindert. Der Erlaß ſchneidet die Einkommensteuer bei der fünften 
Stufe willkürlich durch. Dieſer Schnitt wird viel böſes Blut machen. 
Die Veranlagung wird durch denſelben außerordentlich erſchwert werden; 
denn jeder wird ſich ſtrauben, in die ſechste Stufe zu lommen. Wir glauben 
der Regierung einen Dienſt zu erweiſen und die en zu erleichtern wenn 
wir den dauernden Erlaß ablehnen. Wir find‘ objectid und unabhängig 
von politiſchen Rückſichten. Wir halten uns nur an den Erlaß, während 
im andern Hauſe großer Wirrwarr über alle möglichen Reformen eg, t 
— oe gerade um die Reform nicht zu hindern, bitte ich das Geſetz a 

5 Bismarck: W will nur wenige Worte ſagen, um nicht den Ein⸗ 
druck deſſen, was der Vorredner über die Mahl- und Schlachiſteuer gejagt 
bat, beiteben zu laſſen. Wenn in den Städten Bromberg und Anklam 
ſolche Mißſtände ſtattgefunden haben, daß in der einen, in Bromberg, in 
jedem Haufe Schmuggler wohnten, und in der anderen 3000 Thlr. aufge: 
wendet wurden, um 4000 Thlr. einzunehmen, ſo glaube ich, liegt dies 
weſentlich daran, daß die Bürgermeiſter dieſer beiden Städte nicht ſo gut 
waren, wie der Oberbürgermeiſter von Magdeburg. (Heiterkeit) Wenn die 
Stadtregierung von Bromberg ſo vorzüglich geweſen wäre, wie die von 
Magdeburg, jo würde fo etwas gar nicht vorgekommen fein. Ich möchte 
das auf dieſen Steuern nicht ſitzen laſſen, weil ich denſelben auch eine Zu⸗ 
kunft zugeſtehen mochte. An die Abſicht der Herren, die Steuerreform nicht 
zu ſtören, glaube ich gern. Aber Sie fteden nicht in unſeter Haut, für 
und iſt die Reform berhaupt geſtört, wenn Sie das Geſetz ablehnen. 
Wenn ich meine Beſtrebungen im Lande in der Speculation auf die Dank⸗ 
barkeit meiner Landsleute, mit Ausnahme meines allergnädigſten Königs 
— . einrichten wollte, ſo bätte ich ſeit zwanzig Jabren auf Sand 

ebaut. 

Graf Schulenburg ⸗Beetzendorf erklärt, die Oppoſition ſcheine 
dauptſächlich pon den Vertretern der großen Städte . 1 die aller 
dings durch ihre Communal⸗Beſteuerung ſehr belaftet würden. Man dürfe 
aber nicht vergeſſen, daß Br diefe Städte auch manchen Luxus gönnten. 
Die Gründe gegen das Geſetz halte er nicht für durchſchlagend. enn es 
auch nicht alle Wünſche erfülle, dürfe man es doch nicht ablehnen, ſondern 
m 1. dach ur sh Nasa hir Ave gi 

auf den Reichstag wird die ng auf Donnerstag 
12 Uhr vertagt. Schluß 3% Uhr. 


Berlin, 16. Februar. [Amtliches.] Se. Majeſtat der König bat dem 
Major z. D. von Huth, bisher Bezirks ⸗ Commandeur des 1. Halaldons 
Sudan 5. Pommerſchen Landwehr⸗Regiments Nr. 42, und dem Kreis⸗ 
ommunalkaſſen⸗Reudanlen Gulblnecht zu Luckau den Nothen Adler 
Orven vierter Klaſſe; dem Superintendenten a. D., Pfarrer Dr. Gebauer 
zu ne im Kreiſe Fiſchhauſen, das Kreuz der Ritter des Königlichen 
Sr x ens von Hohenzollern; ſowie dem Lalaien Ibrer Königlichen 
do — Frau Herzogin Wilhelm zu Mecklenburg- Schwerin, Prinzeſſin 
von 8 fin Koch, das Allgemeine Ebrenzeichen verlſehen. 
erkin, 16. Febr. [Se. Maſeſtät der Kaiſer und König! 
hörte Br Nachmittag den Vortrag des Reichskanzlers, Fürſten von 
Bismarck. Heute nahm Se. Maſeſtät militäriſche Meldungen ent: 
20% Wünenig 7 den Vortrag des Wirklichen Geheimen Raths 
und conferirte Miniſter des Innern, 
— 5 
[Beide Kaiſerliche 
Feier im Schauſpielhauſe 
ſchule für Mufik in der Sing⸗Akademie bei. 


Mafeſtäten] wohnten geſtern der Leſſing⸗ 


[Se. Kalſerliche und Königliche Hoheit der Kronprin 
empfing geſtern Mittag den deb gl Ser Leſſing 125 N 
nächſt den Minifter des Königlichen Haufes, Grafen von Schleinitz. 
Abends 6% Uhr wohnten Ihre Kalſerlichen und Königlichen Hoheiten 
der Kronprinz und die Kronprinzeſſin der Vorſtellung im Schauſpiel⸗ 
hauſe und gegen 8% Uhr der Aufführung der Hochſchule für Muſtk 


im Saale der 


Sing⸗Akademie bei. (R.-An;.) 
Berlin, 16. 5 


Febr. [Die Berathung des Antrag 


wenig ermunternden Verlauf. 
weſend, betheiligte ſich aber 
Koſten auschließlich von 
Windthorſt, Reichenſperger 
wurden. Die redneriſchen Mittel, 


in einem fremden ſicheren Hafen einzulaufen und den unerträglichen 


und dem Concert der Königlichen Hoch⸗ 


Windt⸗ 
horſt auf Aufhebung des Sperrgeſetzes] in der heutigen 
S f ordnetenhauſes nahm einen für die Antragſteller 
— . Der Cultusminiſter war 1 an⸗ 
nur als Zuhörer an der Debatte, deren 
den Rednern des Centrums, den Abgg. 
(Olpe) und Schorlemer⸗Alſt, beſtritten 
mit denen namentlich der letzt⸗ 


n . ee Br A GEM al 


genannte Abgeordnete wirkte, und die ſelbſtoerſtändlich nicht auf die 
Mitglieder des Hauſes, ſondern auf die katholiſchen Wähler berechnet 
waren, führen zu der Annahme, daß es nachgerade ſehr heftiger 
Stimulantia bedarf, um den Kampfesmuth im Lande aufrecht⸗ 
zuerhalten. Der Vorſchlag, das Brotkorbgeſetz, welches den die 
Staatsgeſetze mißachtenden Geiſtlichen das vom Staat direct 
oder indirect gezahlte Gehalt entzieht, aufzuheben, um den Ge⸗ 
meinden eine Entlaſtung zu gewähren, iſt mehr ſcurril. Da kein 
Mitglied des Hauſes ſich veranlaßt fand, den Ausführungen der 
Redner entgegenzutreten, bedurfte es nicht einmal eines Schluß⸗An⸗ 
trags. Bei der Abſtimmung wurde der Antrag Windthorſt mit allen 
gegen die Stimmen des Centrums und weniger Conſervativer, Zitze⸗ 
witz, Stöcker, abgelehnt. Morgen wird keine Sitzung ſtattfinden, um 
der Commiſſion für das Verwendungsgeſetz freie Hand zu 
laſſen. 

Berlin, 16. Febr. [Zur Wahl des Reichstags⸗Präſi⸗ 
diums.] Die Präfidentenwahl im Reichstage war heute bereits vor 
der Sitzung entſchieden, nachdem ſich als ſicher herausgeſtellt hatte, 
daß die deutſcheonſervatlve Partei faſt einmüthig für die Wiederwahl 
des Herrn von Franckenſtein eintreten würde und dieſe beiden Frac⸗ 
tionen ihre Mitglieder ziemlich vollzählig zur Stelle hatten, während 
von den andern noch eine erhebliche Zahl fehlte. Vom Centrum, 
Polen ꝛc. waren 95—100 Mitglieder anweſend, von den Deutſch⸗ 
conſervativen 40. Da nur 5—6 Conſervative gegen Herrn von 
Franckenſtein zu ſtimmen entſchloſſen waren, ſo ergab ſich ſchon hieraus 
für Herrn von Franckenſtein eine Stimmenzahl von ca. 145, alſo 
die Majorität der Anweſenden. Die Fortſchrittspartel und die Seeeſſto⸗ 
niſten hatten ſich für Wiederwahl des bisherigen Präſidiums durch 
Acclamation entſchleden, zumal da es ſich lediglich um die letzte und wahr⸗ 
ſcheinlich verhaltnißmäßig kurze Seſſion handle. Der von dem Abg. Richter 
geſtellte Antrag auf Wiederwahl fand Widerſpruch bei den Freiconſervativen. 
Zum erſten Präſidenten wurde gewählt: Graf Arnim⸗Boitzenburg mit 
147 Stimmen gegen 96, die von dem Centrum für Herrn v. Seyde⸗ 
witz abgegeben wurden (31 Zettel waren unbeſchrieben). Herr von 
Arnim war nicht im Hauſe anweſend. Da zum erſten Vicepräfidenten 
Herr von Franckenſtein gewählt wurde (mit 149 gegen 101 Stimmen), 
die auf den von den Nattonalliberalen präſentirten Dr. Stephani 
fielen, ſo wird Graf Arnim die Wahl nicht annehmen. Das Haus 
wird alfo eine Neuwahl vorzunehmen haben. Zum zweiten Vice⸗ 
präfidenten wurde Herr Ackermann gewählt. 

[Die Verordnung zur Ausführung des _$ 35 des Geſetzes 
über die Organiſation der allgemeinen Landesverwaltung 
vom 26. Ju li 1880] wird im „Reichs⸗Anzeiger“ publicitt. 

[Verboten wurden auf Grund des Socialiſten⸗Geſetzes!] 


nachbenannte Druckſchriften: 1) „Rother Katechismus für das deutſche 


Volt“, Druck von W. Derby, Nem:York and Boſton; 2) „Programm der 


e Arbeiter⸗Partei“, unterzeichnet vom „Ausſchuß der 
ocialdemokratiſchen Arbeiterpartei: Ed. Prey, Vorſitzender, Tb. Jork, Se 
eretär“; 3) „Programm der ſocialiſtiſchen Arbeiter⸗Partei Deutſchlands“, 
mit einem Aufruf „Arbeiter Deutſchland“, unterzeichnet: „Der Vorſtand 
der ſocialiſtiſchen Arbeiterpartei Deutſchlands (Damburg)“ — und gedruckt 
u Leipzig in der Genoſſenſchafts⸗Buchdruckerei. Der im Verlag von Idſeph 
eyendecker in Mainz erſchienene, von Dietzel, Schwenck und Schnegelberger 
in Mainz („Mainzer Nachrichten“) gedruckte Aufruf mit der Ueberſchrift: 
„An das arbeitende Volk in Stadt und Land. Brüder und Freunde“ und 
der Unterſchrift: „Mainz, im Februar 1881.“ 
. . ᷣ ͤ v. p ß . . 

Glogau, 16. Febr. [Von Nickiſch⸗Roſenegk +] Die Glogau⸗ 
Saganer Fürſtenthums⸗Landſchaft hat ſchon wieder einen Verluſt zu be⸗ 
klagen. Landesälteſter, Staatsanwalt a. D. Herr v. Nickiſch⸗Roſenegk 
auf Bielitz, Kreis Freiſtadt, iſt plötzlich geſtorben. Die Leiche wird morgen 
in der in Langhbeinersdorf befindlichen Familiengruft beigeſetzt werden. 

(Niederſchleſ. Anz.) 
. sn a Ta Sn 
Telegraphiſche Depeſchen. 
us e eee 

Wien, 16. Febr. 
der Finanzminiſter auf eine Anfrage des Abg. Neuwirth, betreffend 
die Herſtellung der Valuta, der ungariſche Finanzminiſter habe dem 
Antrage Pretis, eine gemeinſchaftliche Enquete abzuhalten, nicht zu⸗ 
geſtimmt und obwohl auch er eine gemeinſchaftliche Enquete für zweck⸗ 
mäßig erachtet habe, ſo habe er doch nachgeben müſſen. Demnach 
würden zwei Enqueten ſtattfinden. Die vorzulegenden Fragen würden 
von dem öſterreichiſchen Finanzminiſter ausgearbeitet werden. Auch 
bezüglich der Währungsfrage liege ein ſorgfältig ausgearbeitetes 
Memoire vor. Im Jahre 1880 ſeien von Oeſterreich 6/0 und von 
Ungarn 3 ⅛ % Millionen Silber ausgeprägt worden. 

Nom, 16. Februar. Im Abgeordnetenhauſe wurde die Debatte 
über Abſchaffung des Zwangscourſes fortgeſetzt. Im Laufe der De⸗ 
batte erklärt Cairoli, die Regierung werde an dem Münzcongreſſe 
theilnehmen, von dem fie gute Ergebniſſe erhoffe. Cairoli fügte 
hinzu, daß ſich die Mächte bezüglich der turko⸗helleniſchen und anderer 
Fragen im Intereſſe des Friedens in voller Ueberelnſtimmung be» 
finden. Man dürfe demnach annehmen, daß der Friede, welcher die 
weſentliche Bedingung für den guten Erfolg der Abſchaffung des 
Zwangscourſes ſei, nicht geſtört werde. 

aris, 16. Fehr. Wie es heißt, würde ſich General Gaillot, 
begleitet von dem Oberſt Rau, im Auftrage des Präſidenten der Re⸗ 
publik zu den Vermählungsfeierlichkeiten nach Berlin begeben. 

Paris, 16. Febr. Der Senat nahm den Geſetzentwurf an, be⸗ 
treffend die Bahnbauten am Senegal. ine Linie geht von Dakar 
nach Saint⸗Louis, die andere von Medine nach Boufalabe. Im 
Laufe der Debatte wies Jaureguiberry die Nothwendigkeit nach, vor 
den Concurrenten den Nigerfluß zu erreichen. Irojne weiſt darauf 
hin, die proſectirten Bahnen durchſchnitten ein reiches Land und ent⸗ 
nahmen demſelben vorzüglich Baumwolle. Freyeinet erwiederte, die 
Linie Medine⸗Boufalabe ſei nur die erſte Elappe nach dem Innern 
von Süd⸗Annam. — Zeitungen zufolge wird dem Marineminiſter 
aus Annam gemeldet, die dortige Regierung erließ Anordnungen für 
die Freiheit und Sicherheit des Verkehrs und Handels der Franzoſen. 
Die Regierung von Annam beabſichtige ſich unter das Protectorat 
Frankreichs zu ſtellen, wenn die Annam⸗Völker in den Comitien nichts 
anderes beſtimmen. 


der iriſchen Zwangsbill fort. 
London, 16. Febr. 


In der Sitzung des Budgetausſchuſſes erklärte | 80 


Brüſſel, 16. Febr. Kammer. Der Juſtizminiſter erklärte, die 
Regierung werde keine Herabſetzung des Einkommens der Biſchöfe 
eintreten laſſen. Sie halte zwar die Biſchöfe für die Urheber der 
vorgekommenen Unordnungen, müſſe indeß einen derartigen Act der 
Wiedervergeltung ſeitens der Staatsgewalt für einen ungeeigneten 
Ausdruck der Mißbilligung erachten. Es dürfte vorläufig genügen, 
wenn bei den höheren Seminarien die Stipendien für die Lehrkörper- 


Parnell richtete ein Schreiben an die Land⸗ 
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liga, worin er mittheilt, er gehe nicht nach Amerika, er halte feine 
Anweſenheit in Irland und im Parlamente für nützlicher. Parnell 
verwirft den Appell an die Gewalt und erklärt, er werde die Agitation 
unter den Maſſen der Landarbeiter Englands und Schottlands fort⸗ 
ſetzen. Die Allianz der engliſchen Demokratie mit der iriſch⸗ nationalen 
Partei ſtrebe auf Grundlage der legislativen Autonomie Irlands und 
unter Beſeitigung territorialer Privilegien beider Länder die Befreiung 
der Arbeit von den erdrückenden Steuern an. Parnell mißbilligt die 
geheimen Comites und ſchließt mit der Mahnung an die Pächter, den 
Principien der Landliga treu zu bleiben und die Organiſation der⸗ 
felben welter auszudehnen. 


Telegraphiſche Courſt und Borſen Nachrichten. 

(W. T. 903 aris, 16. Febr., Abends. [Boulevard.] 3 Rente —.—. 
Neueſte Anleihe 1872 119, 35. Türken 13, 85. Neue Eqvptier 363, —. 
Banque ottemane — —. Italiener 89, 10. Chemins —, —. © 
Goldrente —, —. Ungar. Goldrente 95, 31. Spanier exter. 21, 56, 
— —. Staatsbahn —, —. Lombarden —, —. 1877er 
Türkenlooſe 53, 75. Türken 1873 —, —. Amortiſirbare —, —. Orient⸗ 
Anleibe 62%. Pariſer Bank —. Felt. 

Frankfurt a. M., 16. Febr., Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechfel 20, 495. Pariſer Wechſel 80, 90. Wiener 
Wechſel 173. 25. Köln Mindener Stamm⸗Actien 150%. Rbeiniſche Stamm⸗ 
actien 162%. Heſſiſche Ludwigsbahn 94%. Köln⸗Mind. Prämien⸗Antd. 
132. Reichsanleihe 101. Reichsbank 145%. Darmſtädter Bank 147%, 
Meininger Bank 967. Oeſterr.⸗Ungariſche Bank 706, 00. Creditactien ) 
257%. Silberrente 65 1. Papierrente 63%. Goldrente 77%. Ungariſche 
Goldrente 95%. 1860er Looſe 123%. 1864er Looſe 316, 50. Ungariſche 
Staatslooſe 218, 90. Ungar. Oſtbadn⸗Obligat. II. 88%. Boöhmiſche Weſi⸗ 
bahn 221%. Eliſabetdbahn 177%. Norbweitbahn 173%. 5 243%. 
Franzoſen“) 246%. Lombarden*) 93%. Italiener — —. 1877er Ruſſen 
94%. 1880er Rufen 76 157 II. Orientanleibhe 6144. III. Orientanleibe 61%. 
Central⸗Baciſie 112%. Wiener Bankverein 110%. Ungariſche Papierren 

. Elbthal —. Lothringer Eiſenwerke — —. Privat⸗Discont — pCt. 


= 
inter. 
Ruſſen 96 7 3 


Spanier —. Feſt. er 

Pac Schluß der Börfe: Creditactien 257%. Framoſen 246%. Galizies 
— —. Lombarden —. Ungar. Goldrente — —. 1880er Ruſſen — — 
U, Orieutanleihe — —. Oeſterr.⸗Ungar. Bank —. 


*) per medio reſp. ver ultimo. 

Hamburg, 16. Febr., Nachmittags. [Schluß ⸗Courſe.] Preuß. Aproc⸗ 
Confols 101, Hemourga St BrA. 125, Silberrente 65%, Oeſt. Gold⸗ 
tente 77%, Ung. Goldrentt 95%, Credit⸗Actien 257%, 1860er Looſe 12344, 
Franzoſen 620, Lombarder 235, Italien. Rente 88%, 1877er Ruſſen 93%, 
1880er Ruſſen 74%. II. Orient⸗Anl. 59%, Vereinsbank — —, Laurabütte 
121%, Nordd. 163% , Commerzbank — —ı BEN —, 5% Amerik. 
93%, Mein. Eiſenbahn 160%, do. junge 157, Berg.⸗Märk. do. 115%, 
Berlin⸗Hamdurg do. 227, Altona⸗Liel. do. 155%. Pisconto 2%. Feſt. 

Hamburg, 16. Febr., Nachmit. [Getreidemarkt.] Weizen locs unver⸗ 
ändert, auf Termine matt. Roggen loco unverändert, auf Termim matt. Weizen 
pr. April⸗Mai 208,50 Br., 207, 50 Gd. ver Mai⸗Juni 215,00 Br., 213,00 Gd. 
Roggen pr. April⸗Mai 191, 00 Br., 190, 00 Gd. pr. Mai⸗Juni 187, 00 8 
186,50 Od. Hafer u. Gerſte unverändert. Rübsl rubig, loco 56, 00, pr. Ma 
55, 00. Sypirſtus feſt, per Febrnar 46% Br., per März⸗April 46% Br., 
per April⸗Mai 46% Br, per Mai⸗Juni 46% Br. Kaffee rubig, Gd 

„ d., 
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000 Sad. Petroleum feit, Standard white loco 9, 10 Br., 
pr. 7 9. 00 Gd., vr. März⸗April 9, 10 Sd. Wetter: Froſt. 

oſen, 16. Februar. Spiritus pr. Febr. 52, 30, pr. März 52, 40, pr. 
1 5, Hl as = —85 2 af mt 

werpeol, 16. Febr., Vormittags. aumwolle. ufangsbericht. 
Muthmaßlicher Umſatz 12,000 Ballen. Feſt. Tagesimport 24,000 an 
davon 21,000 B. amerikaniſche, 3000 B. Pernam. Middl. amerikanſſche 
Februar⸗März⸗Lieferung 6% D. 

Liverpool, 16. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
Umſatz 15,000 Ballen, davon für Speculation und Export 5000 Ballen. 
Amerikaner anziehend, Surats ſtetig. Middl. amerikaniſche März⸗April⸗ 
Lieferung 68, April⸗Mai⸗Lieferung 6% D. \ 

Peſt, 16. f en Vorm. 11 Udr. Legge eh ele) Weizen loco 
ſchwache Kaufluſt, auf Termine wenig animirt, pr. Frühjahr 11, 08 Gd. 
11, 10 Br., pr. Herbſt 10, 35 Gd., 10, 40 Br. Hafer per Frübjahr 6, 34 
3 per Mai⸗Juni 5, 87 Gd., 5, 90 Br. Kehlraps 12. 

e. 


Weißer Zucker rubig, 
66, 75, per A 
e 


Tenden 
Amſterdam, 16. Februar, Nachm. Bancazinn 53%. 
Antwerpen, 16. Febr., Nachm. 4 Uhr 30 Minuten. [Petroleummarkt.] 
(Schluß bericht.) Raffinirtes, Tope weiß, loco 23% bez. und Br. ver März 
23% Br., per April 23 bez. u. Br., per September⸗December 24 Br. Ruhig. 
Bremen, 16. Febr., Nachmittags. Petroleum ſteigend. (Schluß bericht.) 
Standard wbite loco 9, 10-9, 15 bez ver März 9, 10—9, 20 bez, per 
April 9, 15 Br., per Auguft:December 9, 75 Br. \ 


Handel, Induſtrie ꝛc. 


ruar, 


30 M. pro 1000 Kilo nach Qualität an 
Mark bez., 


Boden bez, per Februar 2037 
ver North 5 7 50010 
178 x 136, 770 Met b. * 
om. = ar er D 
1000 Ctr. Kündigungspreis 203 Mark: = Gerſte loco 145—200 M. n 
Qualität gefordert. — Hafer loco 21 55 15755 pro 1000 Kilo nach Qualität 
gefordert, oſt⸗ und weſt⸗preußiſcher 150—159 M. bez, ruſſiſcher 150—155 M. 
bez., vommerſcher, medlenburgiſcher und uckermarkiſcher 155—158 M. bez., 
ſchleſiſcher 153—158 M. bez., bösm. 153—158 M. bez · fein weiß ruſſ. er 
Mari bez., neumärkiſcher — M. bez., galiziſcer — M. ab Bahn bez., fein 
weiß. mecklenburg. 160-161 M. ab Bahn bez. per Februar — Mark bez., 
er Februar Marz — M. bez, per April⸗Mai 152 —152½ M. bez., per Mai⸗ 
uni 152% —153 Mark bez., ver Juni⸗Juli 153% M. bez. Gekündigt — 
niner. Ründigungspreis — M. — Erben, Kochwaare 178—215 Mart, 
Futterwaare 162—177 Mark. — Weizenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert 
incl. Sad Nr. 00: 30,00 —28,50 Mark, Nr. 6: 28,50 —27,50 Mark, Nr. 0 und 
1: 27,50—26,50 Mart bez. — Roggenmehl pro] 100 Kilo Br. unverſteuert 
incl. Sad Nr. 0: 29,25 28,25 Mark dez., Nr. 0 und 1: 28,00 27,0 M. 
— Rüböl loco pro 100 Kilo mit Faß 52,3 Marl bez., obne Faß 52 M. 
bez, per Februar 52,452, M. bez., per Februar⸗Marz 52,4—52,3 M. bez., 
ver März: April 52,4— 52,3 M. bez., per April-:Mai 52,4-52,3 M. dez., ver 
Mai Jun 53—52,0 Mark bez., per Juli — M. bez., per Sept.⸗Oeloder 
55,2 Mark bez. Gelündigt — Centner. Kündigungspreis — Mark. Leinöl = 
65 Mark bez. — Petroleum loco pro 100 Kilo incl. Faß 28,5 M. bey, abs | 
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gel. Scheine 28,2 M. bez, T . 9, anferbem 39 Ieert, fomie 215 Städ 
R. den ver N . der Avril⸗Mai 26,8 MN. bey, per Sept. zum Durchbruch We gene unt, abt 16 auch heute auf 2 boly und 1816 Stück Rundholz. — Strom gufg 3 mit Bra 25 
Detbr. 28,2 — 28,1 M. dez. Wekündigt 2000 Ctr. . 9 28,2 M.|nuxg, wenngleic, fie weder in den Courſen, noch in dem Umfange der 15 Meter; 2 mit Petroleum, 600 Etr.; 1 mit ge 116 Etr.; 1 mit Kar⸗ 
Spiritus loco Tone Faß 54,2 ei-, ber Februa 54,655 M. bez, per ſchäſſlichen Tätigkeit concreten Auspruck erbielt. Wabrſcheinlich derurſachte toffeln, 12 Etr.; 11 mit Zuckerrüben, 11,983 Cir.“ 3 mit 5 Meter Brenn⸗ 
Nies Jun 58 «655 Mark bez., ver Avril⸗ Me. 55,1—55,5 M. bez., per] der Uinſtand, daß die auswärtigen Abenpbörjen, ſowie die heutige Wiener bolz, zuſammen 21 beladene und außerdem 68 leere. — Die Oberſchleuſe 
al⸗Juni 55,556 M. bez., per Juni⸗Juli 56,1—56,3 M. ben., per Julie | Frübbörje zwar in fefter Haltung verkebrt, das Coursniveau aber nur uns| ſtromauf: 1 mit Kartoffeln, 12 Etr.; 11 mit Zuckerrüben, 11,693 Ctr.; 2 
Auguſt 56,7—569 M. bez., per Auguſt⸗September 56,5—57,1 Mark bez.] merklich verändert hatten, die Verringerung der Actſonsluſt, welche nur un“ mit Petroleum, 600 Gtr.; 1 mit Heringen, 116 Eir.; 3 mit Brennholz, 1 mit 
Gekündigt — Liter. Kündigungsvreis — Mark. mittelbar nach Eröffnung des officiellen Handels lebhaft genannt werden Faſchinen, 700 Gebund; 3 mit Kies, 6 Meter; 77 mit 335 Meter Sand, 
durfte. Es iſt schwierig, heute ein Papier zu nennen, welches in berbor: zuſammen 99 und außerdem 85 leere. 
ragender Weile favorlſirt worden ware. Bon den internationalen Ba‘ 
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x ‚Ironie 00 8 23 3 ng Tingernben Berlehr ig 5 auf ya rn und Sternwarte zu Breslau. 
3 Fa Bine. de 1 2 ombarden gingen, ohne große Umſätze zu erzielen, noch in der eritem) i 
* 1 101.20 1 u | re | Viertelftunde auf ibr er Nivean zurück. Der Rentenmarkt zeigte ſehr gu N Ye du e u. nee in 
Staats- Ar. 4. 19000 da F 3 M 3% 20,34 bz günſtige Dispofilion, in d erreichiſcher Silber: und Papierrente kamen ans Luftdruck bei 0° (mm). 7529 753,0 753.3 
ee 3300 P fre 100 Frn.. ... >. 8 Pl er en ur zu — 8 Aae E nr 75 at en Dunſtdruck (am) 31 . a7 

gor Stadt-Oblig. . 4½ 103,99 b Petersburg 100 BR. .. 31 23.90 b aber trotz der hoben Londoner Rotirung ibren Coursſtand nicht auſbeſſern. f 15 a 1 
a h i | de. . 13.6 5 Aufl. Noten waren abjolut odne Umſaß. Von den öfterreihiihen Neben⸗ n bot) S 1 S0. 1 882 
5 N 41605 . Nie 185 fl. f e n baten Wurde dente Alisa ibbedn tenen an Stelle geſtern pouſſtiten] Wetter bezogen. bezogen lig. 
5 do. 4½ 102,50 bz le 11200 bz Kaſchau⸗Oderberger durch gute Nachfrage bevorzugt, auch Nordweſtbahn 7 ezogen. wolkig. 
il: r  erere erg 50 2 1 1. ines — ha | 6 ſſerſtand. Breslau, 17. Febr. O. -P. 5 M. V 
g jPosensche neue. N Kurh. 40 Thaler. Loose 280,20 & zielen. r inländiſche Bahnen heſtand keinerlei Intereſſe, ibr aſſerſtand. Breslau, 1“ Febr. MT» — Em. U.-B. — M 30 Cm. 
E [Schlesiscko. . .. - er Badische 35 Fl.-Loose 178,00 B C ; ; ; . 5 

. ! 14 100 40 b2G 8 oursſtand blieb bei den ſehr beſcheidenen Umſätzen, welche ſich 16. Febr. O.⸗P. 5 M. 10 Cm. UP. — M. 54 Cm. 
4 Kan a. Benmark. ! 1100,30 br 2 n bier vollzogen, ganz unverändert. Ven den Bank „Papieren — Eisſtand. A 
n 3 — ke 15 = — 805 der 8 1 0 3 einiger Beachy SSS x xxx 
I Pbeuasieche . 4 180025 58 421 4 ung. ontanwerthe waren beliebt auf Grund des wiederum er R ; f 
CCCCCCCCCCC((CCCC %%% 
4 (S elek. 4 10389 ben Jimperiais 1667 G ue, Bin. 212,80 ba Verſchiffungs⸗Ausweiſes, welcher eine Minderausfubr von nur 579 Tons vom Gren.⸗Regt. König Friedrich Wilbelm IV. (I. Pomm.) Nr. 2 end 
. pigegen: die gleiche Woche des Vorjabrs conftatirt. Das Geſchaft belebte ſich[Entbind. von dem Commando als Adſut. bei dem General⸗Com nd 
Baierischa Prüm. un A 137,80 b2G Elsenbahn-Stamm-Acti im weiteren Verlaufe der Börſe, auch gewann die Tendenz an Feltigkeit.| 11. Armeccorps, als Bats.:Comm Sek; "in das Pomm. Füf Regt. N. er 

do, _ Anlv.i8754 100.90 bz senhahn-Stamm-ADLIEN. Lombarden traten in den Vordergrund und erzielten bedeutende Umjäße, verſetzt. v. Jahn, Major dom Born at⸗Megt. Nr 2 . 5 

nd “ — 0 * 73 * 


Cötn-Nind.Pramierach, 3½ 132,08 bad Divid, pro! 1879; 1880 


n . . Kuh, Berräthes, vom 
Hypotheken-Certificate. Barg-Märkische. 8 — f 180% dae f erbolten ſich auf Grund der günſtigen Gerüchte, welche bezüglich der Bllanz⸗ 3. Posen. Inſ.⸗Regt. Nr. 58, Krückeberg⸗Cornilſen, Hering, Stadthagen, 
Krug pschePartal Obl. 5, 108,40 bg I erlin- Dresden. 9 — 4 | 16,50 bz ; ö ; 1 ezug Schulz, Port: zahnzs. vom 4. Poſen. Inf. Regt. Nr. 59, v. Müſchke⸗Collande 
29 b 4 2 2 ziffern der Greditanftalt in Umlauf waren. Schluß feit, nachdem die Courſe A f N 4 
Unkb.Pfb.d, Pr. Hyp«-B 4½ 103,50 b2G |Berlin-Görlitz . , 4 | 24,20 bz \ . v. Nickiſch⸗Roſenegk, Port.⸗Fäbur. vom Königs⸗Gren.⸗Regt. (2. Weſtpreuß.) 
0. de. Den en — —— 0 121) — 1 en 0 . — N e von Platzrealiſirungen gelitten hatten. Nr. 7, Grundmann, Port.⸗Fäbur. vom 2. Poſen. Inf.⸗Regt. Nr. 19, von 
Hyp--Bk-Pfb 7 Berl-Potod.-Ma _ _—— 3 r. 7, \ . Inf. 158, 
r Fi 103,80 bad  [Borlin-Btettin . 494 . 14944117,20 ben = = 42 55 = S 5 Fed. Grevit_ 516.00,-Framsfen 496,50, Som: an, Bort.:Fähnr. vom I. Niederſchleſ. Inf. Regt. Nr. 46 von Unruh, 
Unkdbr. Ceat.-Bod. Cr. 4½— Böhm, Westbahn, 6 5 11140 bz / \ raf v. Rothlirch und Trab, v. Foreſtier, Port. abnrs. vom 1. Schl ' 
Kündbr. do. (1872)5 109,28 b Bresl. Freib.. 4% — 44 les, 80 bz barden 190,50, Reichsbank 145,50, Disc.⸗Comm. 177,00, Handels⸗Geſellſchaft] Dra J. Megl. Nr. 4, zu Sec. 2ls. befördert. d. Wiedebach d Kl 
do. rüchbs. & 1108, 132,40 bz Oöln-Minden, . 6 6 3 150,40 6 —.—, Laurahütte 122 25, Dortmunder Union 9450, Bergiſche 115,25, äntenbost. Unteroß In 1 leſ. Dra Re 1. vn. un oſtitz⸗ 
40. n 6_ | — |4 105,75 bx Rumäniſche Rente 9412, Türken —,—, Italiener 89,12, Oeſterreichiſche Zr 1 . 0 d.⸗Regt. Nr. 4, zum Port.⸗Fähnr., 
Unk. f.. 2 pr Brod. B. C 109,50 bz& Gal. Carl-Ludw.-B.] 7,738 4 122% bz Mr. N nert, örſter, ort.⸗Fähnrs. vom 4. Oberſchleſ. Juf.⸗Re t. r. 63 
ündb.Hyp.-Schuld.do.'5 102,76 8 Hatie-Soran Gab. |6 — 4 8 ben | Goldrente 77,12, Oeſterreichiſche Silberrente 65.12 do. Papierrente 63 25, t 63, 
Hop. At. Nord-0..0.B.5 [100,40 B Kaschau Odorbergl 4 | — 4 | 60,30 ba Ungariſche Goldrente 95,50, Sproc. Ruſſer 1877 96,37, Aproc. do. 1880 76,12, Reihe, J Sen Bar ie. Ulanen Nea 1490 gt. Nr. 8, Zier⸗ 
, . k > akraf von“ & Ohleı Drag Reit I 6 Ge br Hay 
4e. 4. II. Em. 5 1104.75 bc jMärk-Posener ..|0 |-- 4 | 29,90 bz 61,25, Ruſſiſche Noten 213,75, Wiener Bankverein —. Buſchthierader 73,75-| hauß⸗Cormons Unteroff vom Schleſ. lianen Regt Nr 2 N Bort. 8 b er 
Goth. Präm,-Pf, I. Em. 5 123% bz |Magdeb.-Halberst.| 6 ä üs „ 1150,50 b Coupons. (Courſe nur für Bolten.) Defterz. Silber.⸗Coup. 172,50 bez., befördert. Kaliner, Sec. Lt. à la suite des 4. Die An Sat urs. 
0. Gee 5 19105 bzG Alete at- Wk 95 7 5 100 20 8 — gr 7 Age re g 5 Bang W BE Nr. 63, in das Regiment wiedereinrangirt. 11 Uſedom, Naor — 5 1 
41), do, do, m. 110 4½ 104.0 bz fOderschl. A. O. D. — 2 199,90 bz er Pe ' * „ do. er Glen „Bat. Nr. in di 
e e ie, a ab a f d ji 16450955 | Brioritäten 4,19 bez., do. Papier⸗Dollar 4,19 beh. 6% New⸗Nori⸗Citt Stele oe Groben ncklenburg. Gren-⸗Regts. Ar Frage 
F e.. , . SAj-Rept. Rr el ne 
do, do, 4½ 104,20 etbzB |Oest.Büab.(Lomb.)] © — 4 |15650-89,50 75 Bi. l. Bet, Boln. Papier u. verk. min. 75 Bi. Warſchau, Ruß Führung des 2. Hannov. Inf.⸗Regis. Nr. 77, unter Stellung & la suite 
Südd, Bod-Ored.-Pfäb./5 |104.00 bz  fOstpreuse. Büdb, .|0 — |4 | 44,00 bzG oll 20,52 bez., 1822er Ruſſen —, Gr. Rufi. Staatsbahn — ber, Ruff. peſſelben, beauftragt. v. Qui Major vom Großberzogl. Me 
do, do. 4% 102,30 B Rechte-O. U. B.. 180% — 4 144,90 b. oden⸗Credit —,.— bez., Warſchau⸗Wiener Comm. — dez. arſchau⸗ 5 „ uitzow, io 0 erzog dlenburg. 
E @eichenberg-Pard,| 4 | — 4½ 6230 ba A 25 3 „War „Regt. Nr. 90, zum etatsmäß. Stabsoſſiz. ernannt. von Großmann, 
Ausländische Fonds. bender; [61 (if 50 b Teresvol —— ker, 3% und 5% Lombarden min. — Pf. Pane, Divere] Major agar. dem Großbertogl. Mecklenburg. Faſ⸗ Regt. Nr. 50, in di 
Oest. Silber-E. (1. / 1.4. y 4½ 0 65,10 bz 40. Lit. B. (ac gar.) 4 4 1000 bag in Paris zahlbar min. — Pf. Paris, Hollanviſche min. — Pf. Amiterdam, alteſte Haupimannsſtelle dies 8 N 1 e Nr. 90, in die 
d 10%, 6% b hair, ane Behn 2, , 4 die ds Schweizer min. — Pf. Paris. Belaiſche min. — Pf. Brüſſel, Verl. Lr. aup ieſes Regiments einrang d. La Chevallerie, 
2 do. Geldrente . % | 7725 b j@umän.Eisenbahn| 3% 3½ 31 56,69 br ige. 20 42 b d 1. Lt. vom 1. Oberſchleſ. Inf.-Regt. Nr. 22, zum Hauptmann und Comp.z 
do. Yapierrente . . 4½ 63,40 bz ie 25 7 10 file u Obligat. 20,42 bes. 9222 def befördert. Hummell, Major vom 4. Weilfäl. nf. Regt. Nr. 17, zum 
45. ect. al . 60% 180 b Thüringer Lit. 4. 8% — 4 440 G Petersburg, 16. Februar. [Ausweis der Reichsbaull vom 15. Febr. etatsmäß. n ernannt. Wörmann, Major angr- dem 4. Wetiäl 
0 40. Orodit-Loose . fr. 330,00 & Warschau-Wien 112½ 4 28790 8 n. St.“) inf. Regt. Nr. 17, in die älteſte Hauptmannsſtelle des Regiments einran⸗ 
do. Ger — g 21 31780 — Weimar-Gera . 4½ | — 4½ 51,75 baG Ereditbill. im Umlauf Ne 716,515,125 Rbl. unverändert. & Schickert, Port.⸗Fähnr. or 2. Niederſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 47, von 
Präm.- * > 2 3 5 2 
14% 40, 1580 14700 bzG Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. Notenemiſſion für Rechnung der n E Bee vom ehe 3 225 5 u Scc.⸗Lis. 
— e 6148-50 bz IBerlin-Dresden % r— 5 | 1 bag 417,000,000 Rbl. unverändert. er . ’ . . eſ. Inf.⸗Regt. Nr. 51, von 
0. 


Breuer te, e 
dd Vorſchüſſe der Bank an die Staats 99 
98.00 bzB " wi chemie 5 Pe er i 80 0 400,000,000 Rbl. unverändert. dorff, Sec. Lt. vom Königs⸗Gren- Regt, (2. Weſtpreuß.) Ar. 7, bon ſeinem 
50.25 br& *) Ab⸗ und Zunahme gegen den Ausweis vom 7. Februar. alt. 


101,75 bad 
* [Hypothekariſche Eintragungen von Gerichtskoſten auf Grund- als Comp.-Ofſizier zur Unteroffigier-Scule in Jülich vom 1. April d 
18980 58 f ſtücke.] Zur Vermeidung der erheblichen Beläſtigung, welche für die ab commandirt. v. Merkatz, Major und etatsmäß. Stabsoffig. vom Iſten 
87,00 bzG Steuerbehoͤrden durch die Aufbewahrung ablreiher Hypotbekenbriefe und | Bomm. Se Nr. 2, als Abtheil.⸗Commandeur in das Schleſ. 
10,25 bs durch die dabei auszuübende Controle entiteben würde, hat der Finanz⸗ eld⸗Art.⸗Reat. Nr. 6, v. Mohl, 7 
3 miniſter beſtimmt, daß in denjenigen Fällen, in welchen Gerichtskoſtenbeträge Heir Att. Jeg Nr. 6, in gleicher Eigenſchaft in das Großherzogl. Heſſ. 
Is 615 b den mit Immobilien angeſeſſenen Koſtenſchuldnern geſtundet und die For⸗ 
s 138,00 bs derungen behufs der Sicherſtellung Wandsbek eingetragen werden, die 
Steuerbehörden in den preußiſchen Landestheilen, in welchen die Grund⸗ 
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do. do. 188. 
do. Bod.-Ored,-Pfdbr.|5 | 84,9-85 bzB 
do. Uent.-Bod.-Or.-Ffb. 5 | 7500 B 
Russ. Poln.Nchatz-Obl. 4 | 84.20 G 
Poln. Pindbr, III. Em. 6566,10 etbzd 
Poln. Liquid.-Pfandbr. 4 | 57.30 bad 
Amerik. rückz. p. 1881/6 p. I. Jr. 100,00 
do. 5% Anleihe 5 | MG ( 
Ital. 5% Anleihe . . 5 | 89,40 528 
Raa b-GrazerloeThlr.L. 4 | 93,70 bz 
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Rum nische Anleihe .8 109 00 b2G Bank-Papi 5 f 7 ‘ 
R man, Staats-Obligat.\6 | 94,90 bz an ere. buchordnung vom 5. Mai 1872 Anwendung findet, ſich mit dem Empfange zeugmeiſter), Keutner, Major und etatsmäß. Stabsoſſig. vom Feld⸗Art.⸗ 
Türkische Anleihe... Ir.| 1896 beg Saft Tanger der he 255 4 1,8790 56 der in $ 121 dieſer Ordnung ausgestellten Benachrichtigung über bie erfolgte Regt. Nr 15, aun Abth Gommanden in dar Dhreub. Je ut Ren 
. Longe . p.84 lu. 2190 bs. Bert. Handels-Ge| 6 |51, 4 [101,25 dea Eintragung zu begnügen und nur ausnahmsweise die Ausfertigung eines] Nr.! verſetzt. Küper, Major und Abth.⸗Commandeur vom Grob berzogl. 
Bade 10 18h. e | 16 b. . 11. Dose Dan förmlichen Hypothekenbriefes zu beantragen haben. Sodann macht der Heſſ. Feld⸗Art. Regt. Nr. 25 (Oroßherzogl. Art.⸗Corps) unter Stellung & 
ge ger Brel. Dise.-Bank 515 — . 2475 van er e 5 8 88 155 A 1 Bet eld⸗Art.⸗ eat: 10 a rg nr 
2 Bresl, Wechslerb,| 6 | — 4 | 99,20 bz& giger Gerichtskoſtenbeträge mi ſicht auf die bierfür entſtehenden un⸗ .⸗Prüfungs⸗Commiſſion ernannt. Rehm, Port. Fähnr. vom Jttede . 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Hansigze Pe. B = 14 lic * ſperbaltnißmäßigen Gebügren, ſowie auch im Intereſſe der Grundbuch⸗] Fuß⸗Art.⸗Regt. Nr. 5, Hold, Bort.-Fähnr. vom Schleſ. Fuß⸗Art. Regt. Nr. 6, 
Berg. Märk. Serie II. 4 ½ 103.28 @ Barmzt Orodiebx.! 9% — 4 1470 % führung zu bermeiden iſt. Bei Stundungen von Gerichtskoſtenbeträgen] zu außeretatsmäß. Sec. Lis. befördert. Wolff I., Prem. Lt. von der 2ien 
45. 184 41000 8 [Darmet, Betteibk.| % | — f 11060 B unter 3 Mark ift daber der Antrag auf bypothekariſche Eintragung der] Ing.Jnſp., zum Dauptm., Weiße, Bear vom Niederſchleſ. Pion.⸗ 
u A Dessauer Landesb.| 613 — f 4890 G Koſten ſtets zu unterlaſſen. „Nr. 5, zum außeretatsmäß. Sec.⸗Lt. der 2. Ing.⸗Jnſp. befördert. Bier⸗ 
PF ee ah rare erde eg mann, Bicefelom- vom 2. Bat. (Hatibor) 1. Vbericlef. Lanpwehr-Regts. 
do, . . B. 4½ 101,75 8 40. Hrn. Ber. — 1 went , „ Breslau, 17. Febr., 9 Uhr Vorm. Der Geſchaftsverkehr am deu] Nr. 22, zum Sec.⸗Lt. der Rei. des 3. Garde⸗Regiments „befördert. 
do. Lie. 10570 G Dise-Oomm-Anth.| 10 — ( [176.90 bad. tigen Markte war im Allgemeinen ſchleppend, bei mäßigem Angebot Breife | Pritſch, Sec.⸗Lt. von der Landw.⸗Inf. des 1. Bats. (Görlitz! 1. Weſtpreuß. 
braunen. 2 51 N erg 4c. al] 10 — 1 17700. 76s unverändert. a r 5 Landw.⸗Regts. Nr. 6, zum Pr.⸗LI., Mayer, Vicefeldw. vom 2. Bat. (Schrimm) 
. TE A ** Weizen, nur feine Qualitäten beachtet, per 100 Kilogr, ſchleſſſcher weißer 2. Poſen. Landw. Regis. Nr. 19, zum Sec. At, der Ref. des Weſtſal. Fa. 
do. . 2.10 00 G (%. Grunderedb.| 5 f | 9100 b. 18,80 bis 20,40—21,40 Mart, gelber 17,80—19,40 bis 20,40 Mark, feinſte] Regis. Nr. 37, Pilling, Vicefeldw. von demſ. Bat, zum Sec. Lt. der Al. 
a = n Band. Varela B. 5 5 “0250 ma Sorte über Notiz bezahlt. ; ; I des 1. Rieverihlei. Inf. Regts. Nr. 46, Heyn, Vicefeldw. vom 2. Bataillon 
Breslau. Warseheuer, „ |103.10 6 Hande. Bank. 4% — 4 045 0 . in zuhiger Stimmung, per 100 Kilogr. 19,40 bis 20,10 bis (Oſtrowo) 4. Polen. Landw. Regts. Nr. 59, zum Sec. Lt. der Reſerde des 
Coln-Min den fil. Tit. A. |100,30 en Keats. Wer hen 5 | — |4 97,06 G 20,70 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. II. Weſipreuß. Gren.⸗Regis. Nr. 6, Grünig, Vicefeldw. vom 2. Bat. (Oels) 
. 1 10436 ben Ta Ge n i F f 448 8 Gerſte ſchwach gefragt, per 100 Kilogr. 14,60 — 15,70 Mark, weiße] 3. Niederſchleſ. Landw. Regis. Nr. 50, zum Sec. Lt. der Ref. des 4. Nieder- 
d. . % 10% 0 ben TLazenburg. Banz 18 |— 4 1380 b 16,40 bis 17,00 Mark. 5 ſchlef. Inf.⸗Regts. Nr. 51, Kärnbach, Vicefeldw. von demſ. Bat, zum Sec. 
— Gaben 40 2 Magdeburger do. | 0% | 5}js f 111425 G Hafer ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 12,80—13,80—14,40—15,00 M.,] Leut. der Landw.⸗Inf., Zacharias, Vicefeldw. vom 1. Bat. (Münfterberg)- 
rr e e feinſter über Notiz bezahlt. ö J. Niederſchleſ. Landw.:Regtd. Nr. 51, zum Gec.2t. der Reſ. des 4. Ober⸗ 
do. de. 11.4 | 99,75 6 Bordd. Grunder. B. 0 | — j4 68.5 526 Mais preishaltend, per 100 Kilogr. 13,00—13,30—13,60 Mark. lei. Inf.⸗Regts. Nr. 63, Piſchgode, Vicefeldw. vom 2. Bataillon (Brieg) 
4. Seren [10040 B Oberlausitzer BR 4% 5% 4 | 89.90 bz Erbſen vernachläfſigt, per 100 Klgr. 17,50 — 18,50 — 20,50 Mark, 4. Nie I. Landw. ⸗Regts. Nr. 51, zum Sec.⸗Lt. der Reſ. des 4. Niederſchl⸗ 
e Mask, Nate 2 De 51, Dinter, Bicefeldw. don 2. Bat.(Oppeln) 4. Oberſcht Landw. 
re TORE 3½ 9250 c fr. Bod.- Or- Aet-EH. © | 61% 4 | 25 bz Bohnen ſchwach gefragt, ver 100 Kilogr. 18,59 —,19,50—20,00 M. 18. Nr. 63, zum Sec.⸗Lt. der Ref. des 4. Oberſchl. r befördert. 
de, 4 109.00 8 Pr. Oent.-Bod.-Ord.| 9% — 4 1125,25 b Lupinen bedauptet, per 100 Kilogr. gelbe 9,30 — 9,60 — 10,00 Mark,] Hiller, Vicefeldw. vom 2. Bat. (Hagenau) 4 0 Lothring. Landw. ⸗Regts. 
8 2% 5280 Mean B. = f 180 d blau 9,20—9,50—9,80 Mark. ? Nr. 129, zum Sec. ⸗Lt. der Rei. des KRönigs-Ören.Regts. (2. Weſtpreuß.) 
8 11. 10900 d, S dee eee — f 110006 bes Dae FF 5800 Bieefelom, dan ß Bat. num don der Mt: 8 
n 40 ba Wiener Unionsbk. 6 — 4 21000 6 elſaaten in ruhige g. erſchleſ. Inf.⸗Regts. Nr. 47 nzke, Sec. on w. tt. 
15 Wu 20 375 bug ener Unions 5 8 Schlaglein went 15 tet. netto in Mark und Pf b 2 e 4. Ob Pe on. Pets 855 63 har Bun a 
40 187d. 4½ 108.90 B i ro. gramm netto in Mark und Pf. v. erſt und Commandeur des 2. Hann. Inf.⸗Regts. Nr. 77 in Geneh⸗ 
40. en 1918 44% la 78 8 ee E nes Shlag-Leinfaat .... 26 — 24 50 = migung ſeines Abſchiedsgeſuches als Gen. Major mit Ben. zur Disp. geſte 
2%. Brute Belge 4% — 5 mr — * n 1 En engl Dberft 4, Du zuletzt e 3, 15 Drag. Regts. 
. 0 ala inte en. i Bi rin Nr. a ajor ieben. i 
do.targerdPosm. S — Industrie-Paplere. Sommerrübfen..... 8 50 22 — 2 25 2. BeligHeufrh, See; gel. vom 2. edles Grendel BR i, ede 
46. 40. Hr Ear h a0 bag Arten Harth. 9 | — Leindotter A e ner Uebe n Rönigl, facf, Ae dienste der Abschied bewilligt. Goler 
do. Närschl. Zwtb. 3 89,60 G Nordd. Gummifab.| 1½ | — Rapskuchen unverändert, per 50 Kilogr. 6,90—7,19 Mark, fremde] Herr u. Frhr. v. Plotbo, Major vom Großberzogl. Medlenb. Gren.⸗Regt. 
Ostgrous. Büdbakn Äh 288 — 6,50 — 6,70 Mark. Nr. 89, mit Penſion nebſt Aus auf Anſtellung in der Gendarmerie 
. - e n woe Saltng, pe 50 alen. 940-0 Dar, fend. fang ff, beg eb, 6 g en 5.5. Ser Ju . 
a 7 mi „ . f ’ v. und . m 1. Obe „Regt. Nr. 
Oharkow-asow gu. 5 9 50 50 rente . „[12, | — " Kleefamen ſchwächer angeboten, rother feine Qualitäten behauptet, per „ Ausſicht au ellung im Civilvienit und der Regt. 
IR ug eier S 50 Kilogr. 34—38—40—45 Mart, hochfeiner über Notiz, weißer unverändert,] Unif. der Abſchied ball ler v. Wehren, Oberſtlt. vom 1 egt- 
do, 0. in Pfd. Berl 5 | 95,75 8 40. SLA (? 40—52—58—70 Mark. bochſeiner über Notiz. Nr. 17, als Oben mit Penſion und der Regts.-Unif. der Abſchied bewilligt. 
äsan-Koslow gar.. 5 |101,60 bzG JKönigs-g.Laurah.| 6½ — Tannenklee matter, per 50 Kilogr. 32—40—45 Leo, Oberſt und Commandeur des Oberſchleſ. Feld⸗Art.⸗Regts. Nr. 21, in 
eee Thymothee preisbaltend, per 50 Kilogr. 23—25—27 Genehmigung ſeines Abſchiedsgeſuches mit Penſion und feiner bisherigen 
Frag- Dur. . tr. 59,90 b Cons. Redengütte 8 | — Mehl in rubiser Stimmung, per 100 Kilogr. Weizen fein re Uniform zur Disp. geftellt. Langemak, Major und etatsmäß. Stabeoffilier 
Gal. Carl-LudwBahn. 5 | 8925 bg do. Oblig| 6 6 Mark, Roggen fein 31,75—32,50 Mark, Hausbacken 30,50-—31, Mark. vom Oſtpreuß. Feld⸗Art.⸗Regt. Nr. 1, mit Penſ. nebſt Ausüht auf Anftell.: 
FFP Roggen, Futtermehl 11,00—12,00 Mark. Weizentleie 9,25—9,75 Mart. im Eipildienſt und der Unif. des 2. Pomm. Feld⸗Art.⸗Regts. Nr. 77, der Abschied 
erg » Schl. Zinkh.-Action] 5½ — — ö Phil Oberſtlt. 8 la gui ts. Nr. 2 
do. Gold.-Prior. . % 9% be do. St-Pr.-Act.| Bil | — 2.803,00 Mart per 50 Kilogt. bewilligt. 4 2 erſtlt. 2 Ia suite des Bofen. Feld⸗Art⸗Regts. Nr. 20 und 
ug. Kordostbahn.. 0 | 75,30 bz 0 Obie| 5 5 eu 2,80 —8, 4 600 fil Vorſteher der Verſuchzabtheil. der Art.⸗Prüf.⸗Commiſſ., in Genehmig. feines’ 
——— 5 7020 n 2 6 Roggenitrob 21,0 24,50 Mart per Schod L. Rilogr. Abſchiedsgeſuches mit Penſion und feiner bisher. Uniform zur Dispoſition 
do. do, 1.5 | 8600 bb jTarnowits. Bergb.| 0 | — pp [Schifffahrtöftatifti.]_ Im 4. Quartal 1880 paſſirten die] geſtellt. Neumeister, Major und Abtdeilungs⸗Commandeur vom Riebers 
do. do, UMS |9000 d [Vorwärtshätte,. 0 — bieſigen Schleuſen und zwar ftromab: 1 Schiff mit Gerſte, 1450 Etre. leſiſchen end Nr. 5, mit Penſion ausgeſchieden. Mitide, 
Mährlsche Grdsibsln- 0 42030 B . 2 Schiffe mit Mebl, 3700 Ctr., 4 Schiffe mit Stabeiſen, 5200 Fir. 9050 ajor & la suite des Magdeburg. Fuß⸗Art.⸗Regts. Nr. 4 und Ar Olten 
Ahr. Schl. Ces ralbahu fr. 34,75 be I do. ver.Oeifstr| 74 — Walzeiſen, 7360 Ctr.; 1 mit Bandeiſen, 1700 Cir. 3 mit Zinktlech, vom Platz in Neiße, mit Penſion nebſt Ansfict auf Anſtellung im Cibil- 
PPP Centner; 1 mit Drabtnageln, 1300 Etr.; 1 mit Möbeln, 200 Ctr. 3 gut] dienſt und feiner bisherigen Uniform der Abſchied bewilligt. 
40.04 Stsstsbel ; —.— de eee e 3 | — A A er 2 eG, = Str; a mit Rae p 
Feige naue 87,10 ba . 5 tenſilien; 8 mit Brennbolz, 895 Meter; 1 mit Steinen, ; a ; 
40%, Obltgationen|5 80 ba@ [Schlckeinenind. 8 4, Meter Nutzbolz, 4 mit Faſchinen, 3700 Gebund; zuſammen 40; außer: Für Petroleum⸗Barrels Stallung u. Wagturemiſe 
Rumän, Elgenb.-Oblig. 6 160.80 bz do. Porzellan 2 — dem 93 leere, ſowiwie 1817 Stüd Rundbolz und 563 Stück Kantbolz. — : vermiethen Oblauer- 
Warschau-Wien IL. 6 | — Wilheimsh. MA, ‚| 0 | — Die Unterſchleuſe: 2 mit Mebl, 3700 Cir.; 1 mit Gerfte, 1450 Gtr.; 3 zablt böchfte Preife ee A 
4. eis 10100 52g _— mit Rape, 4350 Cir.; 4 mit Walzeiſen, 6110 Cir.; 5 mit Stabeiſen, 6610 H. Krebs, Gleiwitz. adtgraben 21. 
do. v..5 1010 bz@ Bank-Discont pot Gentner; 3 Schiffe mit Zinkblech, 4600 Cir.; 1 mit Bandeiſen, 1500 Etr. — — > ; 
do. v %s [102/90 etbzG Lombard-Zinsfuss 5 pCt, 1 mit Möbeln, 200 = 2 mit en Lr Doe 1 115 Auf bolt 7 Drud 8 Cong. 5 Fei weich in Breslau 
mit Brennholz, 895 Meter; I mit . Dampfſchiffs⸗Utenſilien, 1 mit 4 ruck von Gra u. Comp. (W. ri . x 


